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2126":'11-A 

Gesetz 
zur Ausführung des 

Krebsregistergesetzes (AGKRG) 

Vom 24. November 1997 

Der Landtag des Freistaates Bayern hat das folgen­
de Gesetz beschlossen, das nach Anhörung des Senats 
hiermit bekanntgemacht wird: 

Art. 1 

Aufgaben und Befugnisse der Klinikregister 

(1) lÄrzte und Zahnärzte können mit der Meldung 
nach § 3 Abs. 1 des Gesetzes über Krebsregister (KRG) 
nur Klinikregister beauftragen, die vom Bayerischen 
Staatsministerium für Arbeit und Sozialordnung, :E:a­
milie, Frauen und Gesundheit auf Grund des Art. 6 be­
stimmt sind. 2Die Klinikregister sind berechtigt, vor 
der Meldung an die Vertrauensstelle nach § 3 Abs. 1 
KRG, die zu meldenden Daten auf Schlüssigkeit, Voll­
ständigkeit und Doppelmeldungen zu überprüfen. 3Sie 
berichtigen die Daten, soweit erforderlich, nach ~ück­
frage bei dem Arzt in dessen Auftrag. 4Die Klinikregi­
ster dürfen die epidemiologischen Daten (§ 2 Abs. 2 
KRG) dieser Meldungen für ihre Zwecke verarbeiten 
und nutzen. 5Eine Verarbei tung und Nutzung der Iden­
titätsdaten (§ 2 Abs. 1 KRG) ist nur mit Einwilligung 
der Betroffenen zulässig. 

(2) Die von den Gesundheitsämtern der zuständigen 
Vertrauensstelle nach § 3 Abs. 5 KRG übermittelten 
Daten der Leichenschauscheine dürfen den Klinikre­
gistern übermittelt und von den Klinikregistern verar­
beitet und genutzt werden. 

Art. 2 

Vertrauensstelle 

(1) Die Vertrauensstelle des epidemiologischen 
Krebsregisters für Bayern wird beim Pathologischen 
Institut des Klinikums der Stadt Nürnberg eingerich­
tet. 

(2) Der Staat erstattet der Stadt Nürnberg die 
nach den Grundsätzen der Sparsamkeit und Wirt­
schaftlichkeit anfallenden notwendigen Kosten der 
Vertrauensstelle des epidemiologischen Krebsregi­
sters. 

Art. 3 

Registerstelle 

IDie unter ärztlicher Leitung stehende RegistersteI­
le des epidemioligischen Krebsregisters für Bayern 
wird beim Klinikum der Friedrich-Alexander-U ni ver­
sität Erlangen-Nürnberg eingerichtet. 2Sie ist tech­
nisch und organisatorisch von dem dort geführten Kli­
nikregister getrennt zu halten. 

Art. 4 

Örtlicher Einzugsbereich 

"1 Die Erhebung von Daten über Krebserkrankungen 
für das epidemiologische Krebsregister wird be­
schränkt 

1. im Regierungsbezirk Oberbayern auf die Landes­
hauptstadt München und die Landkreise Dachau, 
Ebersberg, Erding, Freising, Fürstenfeldbruck, 
Landsberg a. Lech, München undStarnberg, 

2. auf den Regierungsbezirk der Oberpfalz, 

3. im Regierungsbezirk Mittelfranken auf die kreis­
freien Städte Erlangen, Fürth, Nürnberg, Schwa­
bach und die Landkreise Erlangen-Höchstadt, 
Fürth, Nürnberger Land und Roth, 

4. im Regierungsbezirk Unterfranken auf die kreis­
freien Städte Schweinfurt, Würzburg und die Land­
kreise Bad Kissingen, Haßberge, Kitzingen, Main­
Spessart, Rhön-Grabfeld, Schweinfurt und 
Würzburg, . 

5. im Regierungsbezirk Schwaben auf die kreisfreien 
Städte Augsburg, Kaufbeuren, Kempten (Allgäu), 
Memmingen und die Landkreise Aichach-Fried­
berg, Augsburg, Dillingen a. d. Donau, Donau-Ries, 
Günzburg, Oberallgäu, Ostallgäu und Unterallgäu. 

2Maßgebend für die Bestimmung des örtlichen Ein­
zugsbereichs ist gemäß § 3 Abs. 1 KRG der gewöhnli­
che Aufenthalt des Patienten. 

Art. 5 

Zuständige Behörde für die Genehmigung 
der Abgleichung, Entschlüsselung und Übermittlung 

personenidentifizierender Daten 

Zuständige Behörde für die G~nehmigung der Ab­
gleichung, Entschlüsselung und Ubermittlung perso­
nenidentifizierender Daten nach § ~ KRG ist dllS 
Staatsministerium für Arbeit und Sozialordnung, Fa­
milie, Frauen und Gesundheit. 

Art. 6 

Ermächtigung 

Das Staatsministerium für Arbeit und Sozialord­
nung, Familie, Frauen und Gesundheit wird ermäch­
tigt, zur Durchführung dieses Gesetzes und soweit es 
zur Krebsbekämpfung, insbesondere zur Verbesserung 
der Datenlage über Krebserkrankungen notwendig ist, 
durch Verordnung 
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1. die Klinikregister zu bestimmen, denen die Befugnisse 
nach Art. 1 Abs. 1 Satz 2 mit 4 und Abs. 2 eingeräumt 
werden, 

2. die örtliche Zuständigkeit der Klinikregister im einzel­
nen festzulegen , 

3. die Befugnis zur Genehmigung der Abgleichung, Ent­
schlüsselung und Übermittlung personenidentifizie­
render Daten nach § 8 KRG auf andere Behörden zu 
übertragen. 

Art. 7 

Inkrafttreten, Außerkrafttreten 

(1) IDieses Gesetz tritt am 1. Januar 1998 in Kraft. 2Ab­
weichend hiervon tritt Art. 6 am 1. Dezember 1997 in 
Kraft. 

(2) Es tritt mit Ablauf des 31. Dezember 1999 außer 
Kraft. 

(3) Die Staatsregierun~ wird ermächtigt, durch Verord­
nung die Geltungsdauer dieses Gesetzes zu verlängern, 
wenn das Gesetz über Krebsregister (Krebsregistergesetz 
- KRG) vom 4. November 1994 (BGBl I S . 3351) nach Ab­
lauf des 31. Dezember 1999 außer Kraft tritt, nicht jedoch 
über dessen Geltungsdauer hinaus. 

München, den 24. November 1997 

Der Bayerische Ministerpräsident 

Dr. Edmund S t 0 i b e r 
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2032-3-1-4- F 

Dritte Verordnung 
zur Änderung der 

Verordnung über Zuständigkeiten für die Festsetzung, 
Anordnung und Abrechnung der Bezüge 

von Bediensteten und Versorgungsempfängern 
(ZustV-Bezüge) 

Vom 18. November 1997 

Auf Grund von 

Art. 12 Abs. 3 des Bayerischen Besoldungsgesetzes, 

Art. 119 Abs. 1 Satz 1 des Bayerischen Beamtengeset­
zesund 

§ 78 des Gesetzes zur Regelung der Rechtsverhältnisse 
der unter Art. 131 des Grundgesetzes fallenden Perso­
nen (G 131) in Verbindung mit § 2 des Dienstrechtli­
chen Kriegsfolgen-Abschlußgesetzes (DKfAG) vom 
20 . September 1994 (BGBI I S . 2442), 

erläßt die Bayerische Staatsregierung folgende Ver­
ordnung: 

§1 

Die Verordnung über Zuständigkeiten für die 
Festsetzung, Anordnung und Abrechnung der Be­
züge von Bediensteten und Versorgungsempfängern 
(ZustV-Bezüge) vom 10. Januar 1989 (GVBI S . 5, 
BayRS 2032-3-1-4- F), zuletzt geändert durch Verord­
nung vom 26. März 1996 (GVBI S . 96) , wird wie folgt 
geändert: 

1. § 1 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 5 erhält folgende Fassung: 

,, (5) Den Bezirksfinanzdirektionen wird 
außerdem die Befugnis übertragen, Beihilfen 
in Krankheits-, Pflege-, Geburts- und Todes­
fällen festzusetzen für 

1. die Beamten der Staatskanzlei, 

2. die Beamten des Staatsministeriums der 
Justiz , 

3. die Beamten des Staatsministeriums der 
Finanzen, die Beamten des dem Staatsmi­
nisterium der Finanzen nachgeordneten 
Dienstbereichs sowie die Beamten und 
Richter der Finanzgerichte, 

4. die Beamten des Staatsministeriums für 
Wirtschaft, Verkehr und Technologie sowie 
die Beamten des Landesamts für Maß und 
Gewicht, der Beschußämter und der 
Eichämter, 

5. die Beamten des Staatsministeriums für 
Ernährung, Landwirtschaft und Forsten 
sowie die Beamten der Forstdirektionen 
und deren nachgeordneten Dienstbereiche , 

der Landesanstalt für Wald- und Forst­
wirtschaft, der Landesanstalt für forstli­
che Saat- und Pflanzen zucht sowie der N a­
tionalparkverwaltung Bayerischer Wald, 

6. die Beamten des Staatsministeriums für 
Arbeit und Sozialordnung, Familie, Frau­
en und Gesundheit, die Beamten des dem 
Staatsministerium für Arbeit und Sozial­
ordnung, Familie, Frauen und Gesundheit 
nachgeordneten Dienstbereichs sowie die 
Beamten und Richter der Arbeits- und So­
zialgerichtsbarkeit , 

7. die Beamten des Staatsministeriums für 
Landesentwicklung und Umweltfragen 
sowie die Beamten des Landesamts für 
Wasserwirtschaft, des Landesamts für 
Umweltschutz, des Geologischen Landes­
amts und der Akademie für Naturschutz 

• und Landschaftspflege, 

8. die Beamten des für Bundesangelegenhei­
ten zuständigen Mitglieds der Staatsregie­
rung, 

9. die Beamten des Obersten Rechnungshofs 
sowie die Beamten der staatlichen Rech­
nungsprüfungsämter. " 

b) Es wird folgender Absatz 6 angefügt: 

,,(6) Über Zweifelsfälle in Angelegenheiten 
der Beihilfen in Krankheits-, Pflege-, Ge­
burts- und Todesfällen entscheidet das 
Staatsministerium der Finanzen ." 

2. § 2 Abs. 2 erhält folgende Fassung: 

,,(2) Abweichend von Absatz 1 ist örtlich zustän­
digfür 

1. die Beamten der Polizei, deren Dienststelle 
ihren Sitz im Regierungsbezirk Oberbayern 
hat 

2. die Beihilfefestsetzung der Beamten des dem 
Staatsministerium für Arbeit und Sozialord­
nung, Familie, Frauen und Gesundheit nach­
geordneten Dienstbereichs sowie der Beam­
ten und Richter der Arbeits- und Sozialge­
richtsbarkeit 

die Bezirksfinanzdirektion Regensburg. " 
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3. § 4 Abs. 4 erhält folgende Fassung: 

,,(4) Hinsichtlich der Zuständigkeit für die Fest­
setzung der Beihilfen in Krankheits-, Geburts­
und Todesfällen gilt § 1 Abs. 5 entsprechend." 

4. § 7 Abs. 5 erhält folgende Fassung: 

,, (5) Die Absätze 1 bis 3 gelten in den Fällen des § 6 
Abs. 3 Nm. 2 und 3 für Beamte, Richter und ver­
sorgungsberechtigte Arbeitnehmer sowie in den 
Fällen des Art. 119 Abs. 2 Satz 2 BayBG entspre-: 
chend; an Stelle des Wohnsitzes ist der Sitz der 
Dienststelle maßgebend." 

5. § 8 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 1 Satz 1 erhält folgende Fassung: 

"lDie Bezirksfinanzdirektion Ansbach wird 
als Pensionsbehörde für den Versorgungsbe­
reich Bund bestimmt." 

b) In Absatz 1 Satz 2 und Absatz 2 werden je­
weils die Worte "Den Pensionsbehörden" 
durch die Worte "Der Pensionsbehörde" er­
setzt. 

c) In Absatz 3 werden die Worte 
"Den Pensionsbehörden werden" durch die 
Worte "Der Pensionsbehörde wird" ersetzt. 

6. § 9 erhält folgende Fassung: 

,,§ 9 

(1) Örtlich zuständig für die Versorgungsemp­
fänger aus dem Versorgungsbereich Bund ist die 
Bezirksfinanzdirektion Ansbach. 

~ (2) Für Geschädigte mit Ansprüchen nach dem 
BWGöD gegen den Freistaa t Bayern bestimmt sich 
die örtliche Zuständigkeit nach § 7." 

7. In § 10 wird das Wort" Versorgungsämtern " durch 
die Worte "Ämtern für Versorgung und Familien­
förderung" ersetzt. 

8. Es wird folgender neuer § 12 mit folgender Zwi­
schenüberschrift eingefügt: 

"Abschnitt VI 

Übergangsregelung 

§ 12 

Übergangsregelung 

(1) ISoweit sich im Vollzug der Verordnung über 
Zuständigkeiten für die Festsetzung, Anordnung 
und Abrechnung der Bezüge von Bediensteten und 
Versorgungsempfängern Zuständigkeiten ändern, 
geht die Zuständigkeit erst mit der Ubernahme der 

einzelnen Aufgabe auf die künftig zuständige 
Bezirksfinanzdirektion über. 2Die übernehmende 
Behörde hat den Übergang der Zuständigkeit dem 
jeweils betroffenen Bezüge- oder Leistungsemp­
fänger schriftlich mitzuteilen." 

9. Die bisherigen §§ 12 bis 15 werden §§ 13 bis 16. 

10. § 16 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 3 wird aufgehoben. 

b) Der bisherige Absatz 4 wird Absatz 3. 

§2 

(1) Diese Verordnung tritt am 1. Dezember 1997 in 
Kraft. 

(2) Gleichzeitig treten außer Kraft: 

1. § 1 Abs. 2 der Verordnung über die Zuständigkeit 
für die Festsetzung der Beihilfen im Geschäftsbe­
reich des Bayerischen Staatsministeriums der Ju­
stiz vom 3. Dezember 1993 (GVBI S. 1078, BayRS 
2032-3-3-3-J), geändert durch Verordnung vom 
24. Mai 1995 (GVBI S. 296), 

2. § 2 der Verordnung über die Zuständigkeit für die 
Festsetzung des Besoldungsdienstalters, der Be­
soldung und der Beihilfen im Geschäftsbereich des 
Ba'yerischen Staatsministeriums für Arbeit und 
Sozialordnung, Familie, Frauen und Gesundheit 
vom 11. November 1980 (GVBl S. 693, BayRS 
2032-3-8-1-A) und 

3. § 8 Abs. 1 Nm. 1 und 2 der Verordnung über beam­
ten- , besoldungs- und reisekostenrechtliche Zu­
ständigkeiten im Geschäftsbereich des Bayeri­
schen Staatsministeriums für Landesentwicklung 
und Umweltfragen (ZustV-MLU) in der Fassung 
der Bekanntmachung vom 5. August 1991 (GVBI 
S . 323 , BayRS 2030-3-9-1-U). 

(3) Abweichend von Absatz 1 treten in Kraft: 

1. § 1 Nm. 2 und 4 mit Wirkung vom 1. Januar 1997, 

2. § 1 Nm. 5 und 6 mit Wirkung vom 1. August 1997. 

(4) Das Staatsministerium der Finanzen wird er­
mächtigt, die Verordnung mit neuer Paragraphen­
folge neu bekanntzumachen und Unstimmigkeiten des 
Wortlauts zu beseitigen. 

München, den 18. November 1997 

Der Bayerische Ministerpräsident 

Dr. Edmund S t 0 i b e r 



750 Bayerisches Gesetz- und Verordnungsblatt Nr. 25/1997 

2126-1-2-A 

Verordnung 
zur Änderung der 

Verordnung über Grenzwerte . 
nach der Trinkwasserverordnung 

Vom 5. November 1997 

Auf Grund des § 4 Abs. 2 Satz 1 Buchst. ader Trink­
wasserverordnung in der Fassung der Bekanntma­
chung vom 5. Dezember 1990 (BGEl I S. 2612), geän­
dert durch Art. 77 der Verordnung vom 26 . Februar 
1993 (EGEl I S. 278) in Verbindung mit § 1 Abs. 1 der 
Verordnung über Zuständigkeiten auf Grund des Le­
bensmittel- und Bedarfsgegenständegesetzes und des 
Milch- und Margarinegesetzes vom 18. Januar 1994 
(GVBI S.10, BayRS 2125-1-2-A) erläßt das Bayerische 
Staatsministerium für Arbeit und Sozialordnung, Fa­
milie, Frauen und Gesundheit folgende Verordnung: 

§1 

. In § 2 Satz 2 der Verordnung über Grenzwerte nach 
der Trinkwasserverordnung vom 13. Dezember 1991 
(GVBI S. 512, BayRS 2126-1-2-A) wird die Zahl 
,,1997" durch die Zahl ,,2000" ersetzt. 

§2 

Diese Verordnung tritt am 20. Dezember 1997 in Kraft. 

München, den 5. November 1997 

Bayerisches Staatsministerium 
für Arbeit und Sozialordnung, 

Familie, Frauen und Gesundheit 

Barbara Stamm, Staatsministerin 
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2132-1-6-1 

Verordnung über den Bau und Betrieb 
von Verkaufsstätten 

(Verkaufsstättenverordnung - VkV) 

Vom 6. November 1997 

Auf Grund von Art. 90 Abs. 1 Nm. 3 und 5 der Baye­
rischen Bauordnung (BayBO) und Art. 38 Abs. 3 des 
Landesstraf- und Verordnungsgesetzes erläßt das 
Bayerische Staats ministerium des Innern folgende 
Verordnung: 

§ 

2 

§ 3 

§ 4 

§ 5 

§ 6 

§ 7 

§ 8 

§ 9 

§ 10 

§11 

§ 12 

§ 13 

§14 

Inhaltsübersicht 

Anwendungsbereich 

Begriffe 

Tragende Wände, Pfeiler und Stützen 

Außenwände 

Trennwände 

Brandabschnitte 

Decken 

Dächer 

Verkleidungen, Därnrnstoffe, Bodenbeläge 

Rettungswege in Verkaufsstätten 

Treppen 

Treppenräume, Treppenraumerweiterungen 

Ladenstraßen, Flure, Hauptgänge 

Ausgänge 

§ 15 Türen in Rettungswegen 

§ 16 _ Rauchabführung 

§ 17 Beheizung 

§ 18 Sicherheitsbeleuchtung 

§ 19 Blitzschutzanlagen 

§ 20 Feuerlöscheinrichtungen, Brandmeldeanlagen und 
Alarmierungseinrichtungen 

§ 21 Sicherheitsstromversorgungsanlagen 

§ 22 Lage derVerkaufsräume 

§ 23 Räume für Abfälle zur Beseitigung und Verwertung 

§ 24 Gefahrenverhütung 

§ 25 Rettungswege auf dem Grundstück, Flächen für die Feuerwehr 

§ 26 Verantwortliche Personen 

§ 27 Brandschutzordnung 

§ 28 Stellplätze für Behinderte 

§ 29 Zusätzliche Bauvorlagen 

§ 30 Prüfungen 

§ 31 Weitergehende Anforderungen 

§ 32 Übergangsvorschriften 

§ 33 Ordnungswidrigkeiten 

§ 34 Inkrafttreten 

§1 

Anwendungsbereic;h 

Die Vorschriften dieser Verordnung gelten für jede 
Verkaufsstätte, deren Verkaufsräume und Laden-

straßen einschließlich ihrer Bauteile eine Fläche von 
insgesamt mehr als 2.000 m2 haben. 

§2 

Begriffe 

(1) IVerkaufsstätten sind Gebäude oder Gebäude­
teile, die 

1. ganz oder teilweise dem Verkauf von Waren dienen, 

2. mindestens einen Verkaufsraum haben und 

3. keine Messebauten sind. 

2ZU einer Verkaufsstätte gehören alle Räume, die un­
mittelbar oder mittelbar, insbesondere durch Aufzüge 
oder Ladenstraßen, miteinander in Verbindung stehen; 
als Verbindung gilt nicht die Verbindung durch Trep­
penräume notwendiger Treppen sowie durch Leitun­
gen, Schächte und Kanäle haustechnischer Anlagen. 

(2) Erdgeschossige Verkaufs stätten sind Gebäude 
mit nicht mehr als einem Geschoß, dessen Fußboden an 
keiner Stelle mehr als 1 m unter der Geländeoberfläche 
liegt; dabei bleiben Treppenraumerweiterungen sowie 
Geschosse außer Betracht, die ausschließlich der Un­
terbringung von haustechnischen Anlagen und Feue­
rungsanlagen dienen. 

(3) IVerkaufsräume sind Räume, in denen Waren 
zum Verkauf oder sonstige Leistungen angeboten wer­
den oder die dem Kundenverkehr dienen, ausgenom­
men Treppenräume notwendiger Treppen, Treppen­
raumerweiterungen sowie Garagen. 2Ladenstraßen 
gelten nicht als Verkaufsräume. 

(4) Ladenstraßen sind überdachte oder überdeckte 
Flächen, an denen Verkaufsräume liegen und die dem 
Kundenverkehr dienen. 

(5) Treppenraumerweiterungen sind Räume, die 
Treppenräume mit Ausgängen ins Freie verbinden. 

§3 

Tragende Wände, Pfeiler und Stützen 

Tragende Wände, Pfeiler und Stützen sind 

1. in erdgeschossigen Verkaufsstätten mit Sprinkler­
anlagen ohne Feuerwiderstandsdauer zulässig, 

2. in erdgeschossigen Verkaufsstätten ohne Sprinkler­
anlagen mindestens feuerhemmend herzustellen, 

3. in sonstigen Verkaufsstätten feuerbeständig herzu­
stellen. 
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§4 

Außenwände 

Außenwände sind herzustellen 

1. in erdgeschossigen Verkaufsstätten aus mindestens 
schwerentflammbaren Baustoffen, soweit sie nicht 
mindestens feuerhemmend sind, 

2. in sonstigen Verkaufsstätten aus nichtbrennbaren 
Baustoffen, soweit sie nicht feuerbeständig sind. 

§5 

Trennwände 

(1) Trennwände zwischen einer Verkaufsstätte und. 
Räumen, die nicht zur Verkaufsstätte gehören, müssen 
feuerbeständig sein und dürfen keine Öffnungen ha­
ben. 

(2) lln Verkaufsstätten ohne Sprinkleranlagen sind 
Lagerräume mit einer Fläche von mehr als jeweils 
100 m2 sowie Werkräume mit erhöhter Brandgefahr, 
wie Schreinereien, Maler- oder Dekorationswerkstät­
ten, von anderen Räumen durch feuerbeständige Wän­
de zu trennen. 2Diese Werk- und Lagerräume müssen 
durch feuerbeständige Trennwände so unterteilt 
werden, daß Abschnitte von nicht mehr als 500 m2 ent­
stehen. 3Öffnungen in den Trennwänden müssen min­
destens feuerhemmende und selbstschließende Ab­
schlüsse haben. 

§6 

Brandabschnitte 

(1) IVerkaufsstätten sind durch Brandwände in 
Brandabschnitte zu unterteilen. 2Die Fläche der 
Brandabschnitte darf je Geschoß betragen in 

1. erdgeschossigen Verkaufsstätten mit Sprinkleran­
lagen nicht mehr als 10.000 m2, 

2. erdgeschossigen Verkaufs stätten ohne Sprinkleran­
lagen nicht mehr als 3 .000 m2, 

3. sonstigen Verkaufsstätten mit Sprinkleranlagen 
nicht mehr ais 5.000 m 2, 

4. sonstigen Verkaufsstätten ohne Sprinkleranlagen 
nicht mehr als 1.500 m2. 

(2) Abweichend von Absatz 1 können Verkaufsstät­
ten mit Sprinkleranlagen auch durch Ladenstraßen 
an Stelle von durchgehenden Brandwänden in 
Brandabschnitte unterteilt werden, wenn 

1. die Ladenstraßen bis zu ihrem Dach in voller Höhe 
mindestens 10 m breit sind; Einbauten oder Einrich­
tungen sind innerhalb dieser Breite unzulässig, 

2. die Ladenstraßen ausreichende Rauchabzugsanla­
genhaben, 

3. das Tragwerk der Dächer der Ladenstraßen aus 
nichtbrennbaren Baustoffen und 

4. die Bedachung der Ladenstraßen aus nichtbrennba­
ren Baustoffen besteht. 

(3) Abweichend von Absatz 1 brauchen in Verkaufs­
stätten mit Sprinkleranlagen Brandwände im Kreu­
zungsbereich mit Ladenstraßen nicht hergestellt zu 
werden, wenn die Ladenstraßen über eine Länge von 
mindestens 10 m beiderseits der Brandwände den An­
forderungen des Absatzes 2 entsprechen; Einbauten 
oder Einrichtungen sind innerhalb dieser Fläche unzu­
lässig. 

(4) lÖffnungen in den Brandwänden nach Absatz 1 
sind zulässig, wenn sie selbstschließende und feuerbe­
ständige Abschlüsse haben. 2Die Abschlüsse müssen 
Feststellanlagen haben, die bei Raucheinwirkung ein 
selbsttätiges Schließen bewirken. 

(5) Brandwände sind mindestens 30 cm über Dach 
zu führen oder in Höhe der Dachhaut mit einer beider­
seits 50 cm auskragenden feuerbeständigen Platte aus 
nichtbrennbaren Baustoffen abzuschließen; darüber 
dürfen brennbare Teile des Dachs oder Teile des Dachs 
mit Hohlräumen nicht hinweggeführt werden. 

(6) Art. 31 Abs. 2 und Abs. 3 Nr. 1 BayBO bleiben un­
berührt. 

(1) IDecken sind 

§7 

Decken 

1. in erdgeschossigen Verkaufsstätten mit Sprinkler­
anlagen aus nichtbrennbaren Baustoffen, 

2. in erdgeschossigen Verkaufsstätten ohne Sprinkler­
anlagen mindestens feuerhemmend und aus nicht­
brennbaren Baustoffen, 

3. in sonstigen Verkaufsstätten feuerbeständig und 
aus nichtbrennbaren Baustoffen 

herzustellen. 

2Bei der Beurteilung der Feuerwiderstandsdauer blei­
ben abgehängte Unterdecken außer Betracht. 

(2) lUnterdecken einschließlich ihrer Aufhängun­
gen müssen in Verkaufsräumen, Treppenräumen, 
Treppenraumerweiterungen, notwendigen Fluren und 
in Ladenstraßen aus nichtbrennbaren Baustoffen be­
stehen. 2In Verkaufsräumen mit Sprinkleranlagen dür­
fen Unterdecken aus brennbaren Baustoffen bestehen, 
wenn auch der Deckenhohlraum durch die Sprinkler­
anlagen geschützt ist. 

(3) lln Decken sind Öffnungen unzulässig. 2Dies gilt 
nicht für Öffnungen in Decken zwischen Verkaufsräu­
men sowie in Decken zwischen Ladenstraßen 

1. in Verkaufsstätten mit Sprinkleranlagen, 

2. in Verkaufsstätten ohne Sprinkleranlagen, soweit 
die Öffnungen für nicht notwendige Treppen erfor­
derlich sind. 

§8 

Dächer 

(1) Das Tragwerk von Dächern, die den oberen Ab-
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schluß von Räumen der Verkaufsstätten bilden oder 
die von diesen Räumen nicht durch feuerbeständige 
Bauteile getrennt sind, ist 

1. in erdgeschossigen Verkaufsstätten mit Sprinkler­
anlagen ohne Feuerwiderstandsdauer aus brenn­
baren Baustoffen zulässig, 

2. in erdgeschossigen Verkaufs stätten ohne Sprinkler­
anlagen mindestens feuerhemmend, 

3. in sonstigen Verkaufsstätten mit Sprinkleranlagen 
aus nichtbrennbaren Baustoffen, 

4. in sonstigen Verkaufsstätten ohne Sprinkleranla­
gen feuerbeständig 

herzustellen. 

(2) Bedachungen ausgenommen Dachhaut und 
Dampfsperre müssen bei Dächern, die den oberen Ab­
schluß von Räumen der Verkaufsstätten bilden oder 
die von diesen Räumen nicht durch feuerbeständige 
Bauteile getrennt sind, aus nichtbrennbaren Baustof­
fen bestehen. 

(3) 1 Lichtdurchlässige Bedachungen über Verkaufs­
räumen und Ladenstraßen sind 

1. in Verkaufsstätten ohne Sprinkleranlagen nur aus 
nichtbrennbaren Baustoffen, 

2. in Verkaufsstätten mit Sprinkleranlagen auch aus 
mindestens schwerentflammbaren Baustoffen zu­
lässig; sie dürfen im Brandfall nicht brennend ab­
tropfen. 

2Art. 33 Abs. 1 Satz 1 BayBO ist für Bedachungen nach 
Satz 1 nicht anzuwenden. 

§9 

Verkleidungen, Dämmstoffe, Bodenbeläge 

(1) Außenwandverkleidungen einschließlich der 
Dämmstoffe und Unterkonstruktionen sind 

1. in erdgeschossigen Verkaufsstätten aus mindestens 
schwerentflammbaren Baustoffen, 

2. in sonstigen Verkaufsstätten aus nichtbrennbaren 
Baustoffen 

herzustellen. 

(2) Deckenverkleidungen einschließlich der Dämm­
stoffe und Unterkonstruktionen müssen aus nicht­
brennbaren Baustoffen bestehen. 

(3) Wandverkleidungen einschließlich der Dämm­
stoffe und Unterkonstruktionen müssen in Treppen­
räumen, Treppenraumerweiterungen, notwendigen 
Fluren und in Ladenstraßen aus nichtbrennbaren Bau­
stoffen bestehen. 

(4) Bodenbeläge müssen in Treppenräumen und 
Treppenraumerweiterungen nichtbrennbar, in not­
wendigen Fluren für Kunden und in Ladenstraßen 
mindestens schwerentflammbar sein. 

§ 10 

Rettungswege in Verkaufsstätten 

(1) lFür jeden Verkaufsraum, Aufenthaltsraum und 
für jede Ladenstraße müssen in demselben Geschoß 
mindestens zwei voneinander unabhängige Rettungs­
wege zu Ausgängen ins Freie oder zu Treppenräumen 
notwendiger Treppen vorhanden sein. 2Die Rettungs­
wege dürfen auch über Außeritreppen ohne Treppen­
räume, Rettungsbalkone, Terrassen und begehbare 
Dächer auf das Grundstück führen, wenn wegen des 
Brandschutzes keine Bedenken bestehen; diese Ret­
tungswege gelten als Ausgang ins Freie. 

(2) lYon jeder Stelle 

1. eines Verkaufsraums in höchstens 25 m Entfernung, 

2. eines sonstigen Aufenthaltsraums oder einer La­
denstraße in höchstens 35 m Entfernung 

muß mindestens ein Ausgang ins Freie oder ein Trep­
penraum notwendiger Treppen erreichbar sein (erster 
Rettungsweg). 2Die Entfernung nach Satz 1 Nr. 1 wird 
in der Luftlinie, jedoch nicht durch Bauteile, die Ent­
fernung nach Satz 1 Nr. 2 wird in der Lauflinie gemes­
sen. 

(3) Der erste Rettungsweg darf, soweit er über eine 
Ladenstraße führt, auf der Ladenstraße eine zusätzli­
che Länge von höchstens 35 m haben, wenn die Laden­
straße Rauchabzugsanlagen hat und der nach Absatz 1 
erforderliche zweite Rettungsweg für Verkaufsräume 
mit einer Fläche von mehr als 100 m2 nicht über diese 
Ladenstraße führt. 

(~) In erdgeschossigen Verkaufsstätten sowie in son­
stigen Verkaufsstätten mit Sprinkleranlagen darf der 
Rettungsweg nach den Absätzen 2 und 3 innerhalb von 
Brandabschnitten, soweit er über einen notwendigen 
Flur für Kunden mit einem unmittelbaren Ausgang ins 
Freie oder in einen Treppenraum notwendiger Treppen 
führt, in diesem Flur eine zusätzliche Länge von höch­
stens 35 m haben. 

(5) Von jeder Stelle eines Verkaufsraums muß ein 
Hauptgang oder eine Ladenstraße in höchstens 10 m 
Entfernung, gemessen in der Luftlinie, jedoch nicht 
durch Bauteile, erreichbar sein. 

(6) lIn Rettungswegen ist nur eine Folge von minde­
stens drei Stufen zulässig. 2Die Stufen müssen eine 
Stufenbeleuchtung haben. 

(7) lAn Kreuzungen der Ladenstraßen und der 
Hauptgänge sowie an Türen im Zug von Rettungswe­
gen ist durch beleuchtete Sicherheitszeichen deutlich 
und dauerhaft auf die Ausgänge hinzuweisen. 2Von je­
der Stelle der Verkaufsräume oder der Ladenstraßen 
muß mindestens ein Sicherheitszeichen erkennbar 
sein. 

(8) Rettungswege dürfen innerhalb der nach § 11 
Abs. 2, § 12 Abs. 3 Satz 1 Nr. 3 und § 13 Abs. 1, 3 und 4 
erforderlichen Breiten nicht durch Einbauten oder 
Einrichtungen eingeengt werden. 
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§11 

Treppen 

(1) 1Notwendige Treppen müssen feuerbeständig 
sein, aus nichtbrennbaren Baustoffen bestehen und an 
den Unterseiten geschlossen sein. 2Dies gilt nicht für 
notwendige Treppen nach § 10 Abs. 1 Satz 2, wenn we­
gen des Brandschutzes keine Bedenken bestehen. 

(2) 1Notwendige Treppen für Kunden müssen min­
destens 2 m breit seiri und dürfen eine Breite von 2,50 m 
nicht überschreiten. 2Für notwendige Treppen für 
Kunden genügt eine Breite von mindestens 1,25 m, 
wenn die Treppen für Verkaufsräume bestimmt sind, 
deren Fläche insgesamt nicht mehr als 500 m 2 beträgt. 

(3) Notwendige Treppen brauchen nicht in Treppen­
räumen zu liegen und die Anforderungen nach Absatz 
1 Satz 1 nicht zu erfüllen in Verkaufsräumen, die 

1. eine Fläche von nicht mehr als 100 m2 haben oder 

2. eine Fläche von mehr als 100 m2, aber nicht mehr als 
500 m2 haben, wenn diese Treppen im Zug nur eines 
der zwei erforderlichen Rettungswege liegen. 

(4) 1Notwendige Treppen mit gewendelten Läufen 
sind in Verkaufsräumen unzulässig. 2Dies gilt nicht für 
notwendige Treppen nach Absatz 3. 

(5) 1Treppen für Kunden müssen auf bei den Seiten 
Handläufe ohne freie Enden haben. 2Die Handläafe 
müssen fest und griffsicher sein; sie sind über Trep­
penabsätze fortzuführen. 

§ 12 

Treppenräume, Treppenraumerweiterungen 

(1) Jede notwendige Treppe muß in einem eigenen, 
durchgehenden Treppenraum liegen. 

(2) Die Wände von Treppenräumen notwendiger 
Treppen müssen in der Bauart von Brandwänden her­
gestellt sein. 

(3) 1Treppenraumerweiterungen müssen 

1. die Anforderungen an Treppenräume erfüllen, 

2. feuerbeständige Decken aus nichtbrennbaren Bau­
stoffen haben und 

3. mindestens so breit sein wie die notwendigen Trep­
pen, mit denen sie in Verbindung stehen. 

2Sie dürfen nicht länger als 35 m sein und keine Öff­
nungen zu anderen Räumen haben. 

§ 13 

Ladenstraßen, Flure, Hauptgänge 

(1) Ladenstraßen müssen mindestens 5 m breit sein. 

(2) 1Notwendige Flure für Kunden müssen minde­
stens 2 m breit sein. 2Für notwendige Flure für Kunden 
genügt eine Breite von 1,40 m, wenn die Flure für Ver­
kaufs räume bestimmt sind, deren Fläche insgesamt 
nicht mehr als 500 m2 beträgt. 

(3) 1Hauptgänge müssen mindestens 2 m breit sein. 
2Sie müssen auf möglichst kurzem Weg zu Ausgängen 
ins Freie, zu Treppenräumen notwendiger Treppen, zu 

notwendigen Fluren für Kunden oder zu Ladenstraßen 
führen. 3Verkaufsstände an Hauptgängen müssen un­
verrückbar sein. 4Nebengänge müssen auf möglichst 
kurzem Weg zu Hauptgängen führen und mindestens 
1 m breit sein. 

(4) Wände und Decken notwendiger Flure für Kun­
den sind 

1. in Verkaufsstätten mit Sprinkleranlagen minde­
stens feuerhemmend und in den wesentlichen Teilen 
aus nichtbrennbaren Baustoffen, 

2. in Verkaufsstätten ohne Sprinkleranlagen feuerbe­
ständig und aus nichtbrennbaren Baustoffen 

herzustellen. 

(5) Im übrigen bleibt Art. 37 BayBO unberührt. 

§ 14 

Ausgänge 

(1) 1J eder Verkaufsraum und jede Ladenstraße müs­
sen mindestens zwei Ausgänge haben, die zum Freien 
oder zu Treppenräumen notwendiger Treppen führen . 
2Für Verkaufsräume mit einer Fläche von nicht mehr 
als 50 m2 genügt ein Ausgang. 

(2) 1Ausgänge aus Verkaufs räumen müssen minde­
stens 2 m breit sein; für Ausgänge aus Verkaufs räumen 
mit einer Fläche von nicht mehr als 500 m 2 genügt eine 
Breite von 1 m. 2Ausgänge in Flure dürfen nicht breiter 
sein als die Flure. 

(3) 1Die Ausgänge aus einem Geschoß einer Ver­
kaufsstätte ins Freie oder in Treppenräume notwendi­
ger Treppen müssen mindestens 2 m breit sein und ins­
gesamt eine Breite von mindestens 30 cm je 100 m2 der 
Flächen der Verkaufsräume haben; dabei bleiben die 
Flächen von Ladenstraßen außer Betracht. 2Ausgänge 
in Treppenräume dürfen nicht breiter sein als die Trep­
pen. 

(4) Ausgänge aus Treppenräumen notwendiger 
Treppen ins Freie oder in Treppenraumerweiterungen 
und aus diesen ins Freie müssen mindestens so breit 
sein wie die notwendigen Treppen. . 

§ 15 

Türen in Rettungswegen 

(1) Türen von Treppenräumen notwendiger Treppen 
und von notwendigen Fluren für Kunden, ausgenom­
men Türen, die ins Freie führen, müssen 

1. in Verkaufsstätten mit Sprinkleranlagen dicht und 
selbstschließend, 

2. in Verkaufsstätten ohne Sprinkleranlagen minde­
stens feuerhemmend, rauchdicht und selbstschlie­
ßend 

sein. 

(2) 1Türen im Verlauf von Rettungswegen dürfen nur 
in Fluchtrichtung aufschlagen und keine Schwellen 
haben. 2Sie müssen während der Betriebszeit von in­
nen mit einem einzigen Griff leicht in voller Breite zu 
öffnen sein. 3Elektrische Verriegelungen sind nur zu-
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lässig, wenn die Türen im Gefahrenfall jederzeit durch 
Betätigung einer Nottaste unmittelbar im Bereich der 
Tür geöffnet werden können. 

(3) Türen, die selbstschließend sein müssen, dürfen 
offengehalten werden, wenn sie Feststellanlagen ha­
ben, die bei Raucheinwirkung ein selbsttätiges Schlie­
ßen der Türen bewirken; sie müssen auch von Hand ge­
schlossen werden können. 

(4) IDrehtüren und Schiebetüren sind im Verlauf 
von Rettungswegen unzulässig; dies gilt nicht für auto­
matische Dreh- und Schiebetüren, die die Rettungs­
wege im Gefahrenfall nicht beeinträchtigen. 2Pendel­
türen müssen in Rettungswegen Schließvorrichtungen 
haben, die ein Durchpendeln der Türen verhindern. 

(5) Rolläden, Scherengitter oder ähnliche Abschlüs­
se von Türöffnungen, Toröffnungen oder Durchfahrten 
im Zug von Rettungswegen müssen so beschaffen sein, 
daß sie von Unbefugten nicht geschlossen werden kön­
nen. 

§ 16 

Rauchabführung 

(1) IVerkaufsräume ohne notwendige Fenster nach 
Art. 45 Abs. 3 Satz 1 BayBO sowie Ladenstraßen müs­
sen ausreichende Rauchabzugsanlagen haben; in Ver­
kaufsstätten mit Sprinkleranlagen genügen statt des­
sen Lüftungsanlagen, die im Brandfall so betrieben 
werden können, daß sie nur entlüften und die Zweck­
bestimmung von Absperrvorrichtungen gegen Brand­
übertragung dies zuläßt. 

(2) lRauchabzugsanlagen müssen von Hand und 
automatisch durch Rauchmelder ausgelöst werden 
können; sie sind an den Bedienungsstellen mit der Auf­
schrift "Rauchabzug" zu versehen. 2An den Bedie­
nungseinrichtungen muß erkennbar sein, ob die 
Rauchabzugsanlage offen oder geschlossen ist. 

(3) lInnenliegende Treppenräume notwendiger 
Treppen müssen Rauchabzugsanlagen haben. 2Sonsti­
ge Treppenräume notwendiger Treppen, die durch 
mehr als zwei Geschosse führen, müssen an ihrer ober­
sten Stelle eine Rauchabzugsvorrichtung mit einem 
freien Querschnitt von mindestens fünf v.H. der 
Grundfläche der Treppenräume, jedoch nicht weniger 
als 1 m2 haben. 3Die Rauchabzugsvorrichtungen müs­
sen von jedem Geschoß aus zu öffnen sein. 

§ 17 

Beheizung 

Feuerstätten dürfen in Verkaufsräumen, Laden­
straßen, Lagerräumen und Werkräumen zur Behei­
zung nicht aufgestellt werden. 

§ 18 

Sicherheitsbeleuchtung 

Verkaufsstätten müssen eine Sicherheitsbeleuch­
tunghaben 

1. in Verkaufsräumen, 

2. in Rettungswegen, 

3. in Arbeits- und Pausenräumen, 

4. in Toilettenräumen, 

5. in elektrischen Betriebsräumen und Räumen für 
haustechnische Anlagen, 

6. für Hinweisschilder auf Ausgänge und für Stufen­
beleuchtung. 

§ 19 

Blitzschutzanlagen 

Gebäude mit Verkaufsstätten müssen Blitzschutz­
anlagen haben. 

§ 20 

Feuerlöscheinrichtungen, Brandineideanlagen und 
Alarmierungseinrichtungen 

(1) IVerkaufsstätten müssen Sprinkleranlagen ha­
ben. 2Dies gilt nicht für 

1. erdgeschossige Verkaufs stätten mit nicht mehr als 
3.000 m2 Fläche der Brandabschnitte, 

2. sonstige Verkaufsstätten, wenn sie sich über nicht 
mehr als drei Geschosse erstrecken und die Gesamt­
fläche aller Geschosse innerhalb eines Brandab­
schnitts nicht mehr als 3.000 m2 beträgt. 

3Verkaufsstätten nach Satz 2 Nr. 2 müssen Sprinkler­
anlagen haben, wenn sie Verkaufsräume mit einer Flä­
che von mehr als 500 m2 haben, die mitihrem Fußboden 
im Mittel mehr als 3 m unter der Geländeoberfläche 
liegen. 

(2) In Verkaufsstätten müssen vorhanden sein: 

1. geeignete Feuerlöscher und Wandhydranten an ge­
eigneter Stelle in ausreichender Zahl, gut sichtbar 
und leicht zugänglich, 

2. geeignete Brandrneideanlagen zur unmittelbaren 
Alarmierung der dafür zuständigen Stelle und 

3. Alarmierungseinrichtungen, durch die alle Be­
triebsangehörigen alarmiert und Anweisungen an 
sie und an die Kunden gegeben werden können. 

(3) Es kann verlangt werden, daß das Auslösen von 
Sprinkleranlagen oder die Meldung von BrandrneIde­
anlagen der Feuerwehr selbsttätig gemeldet werden. 

§ 21 

Sicherhei tsstrom versorgungsanlagen 

Verkaufsstätten müssen eine Sicherheitsstromver­
sorgungsanlage haben, die bei Störung der allgemei­
nen Stromversorgung den Betrieb der sicherheitstech­
nischen Anlagen und Einrichtungen übernimmt, 
insbesondere der 

1. Sicherhe.itsbeleuchtung, 

2. Stufenbeleuchtung und der Hinweisschilder auf 
Ausgänge, 

3. Sprinkleranlagen, 

4. Rauchabzugsanlagen, 
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5. Schließeinrichtungen für Feuerschutzabschlüsse, 

6. BrandrneIdeanlagen, 

7. Alarmierungseinrichtungen. 

§ 22 

Lage der Verkaufsräume 

IVerkaufsräume, ausgenommen Gaststätten, dürfen 
mit ihrem Fußboden nicht mehr als 22 m über der Ge­
ländeoberfläche liegen. 2Verkaufsräume dürfen mit 
ihrem Fußboden im Mittel nicht mehr als 5 m unter der 
Geländeoberfläche liegen. 

§ 23 

Räume für Abfälle zur Beseitigung 
und Verwertung 

IVerkaufsstätten müssen besondere Räume für Ab­
fälle zur Beseitigung und Verwertung haben, die min­
destens den Abfall von zwei Tagen aufnehmen können. 
2Die . Räume müssen feuerbeständige Wände und 
Decken sowie mindestens feuerhemmende und selbst­
schließende Türen haben. 

§ 24 

Gefahrenverhütung 

(1) IDas Rauchen und das Verwenden von offenem 
Feuer ist in Verkaufsräumen und Ladenstraßen verbo­
ten. 2Dies gilt nicht für Bereiche, in denen Getränke 
oder Speisen verabreicht oder Besprechungen abge­
halten werden. 3Auf das Verbot ist dauerhaft und leicht 
erkennbar hinzuweisen. 

(2) lln Ladenstraßen nach § 6 Abs. 2 innerhalb der 
erforderlichen Breiten, in Ladenstraßen nach § 6 Abs. 3 
innerhalb der erforderlichen Flächen, in Treppenräu­
men notwendiger Treppen, in Treppenraumerweite­
rungen und in notwendigen Fluren dürfen Dekoratio­
nen nicht angebracht oder Gegenstände nicht 
abgestellt werden. 21n Ladenstraßen und Gängen in­
nerhalb der nach § 13 Abs. 1 und 4 erforderlichen Brei­
ten dürfen Gegenstände nicht abgestellt werden. 3Für 
Dekorationen in Verkaufsräumen und Ladenstraßen 
gelten § 20 Abs. 1 und 2 der Verordnung über die Ver­
hütung von Bränden (BayRS 215-2-1-1). 

§ 25 

Rettungswege auf dem Grundstück, 
Flächen für die Feuerwehr 

(1) Kunden und Betriebsangehörige müssen aus der 
Verkaufsstätte unmittelbar oder über Flächen auf dem 
Grundstück auf öffentliche Verkehrsflächen gelangen 
können. 

\ 

(2) Die erforderlichen Zufahrten, Dur~hfahrten und 
Aufstell- und Bewegungsflächen für die Feuerwehr 
müssen vorhanden sein. 

(3) IDie als Rettungswege dienenden Flächen auf 
dem Grundstück sowie die Flächen für die Feuerwehr 
nach Absatz 2 müssen ständig freigehalten werden. 

2Hierauf ist dauerhaft und leicht erkennbar hinzuwei­
sen. 

§ 26 

Verantwortliche Personen 

(1) Während der Betriebszeit einer Verkaufsstätte 
muß die Person, die die Verkaufsstätte betreibt (Betrei­
her) oder eine von ihr bestimmte Person als Vertreter 
ständig anwesend sein. 

(2) IDer Betreiber einer Verkaufs stätte hat 

1. eine Person als Brandschutzbeauftragte und 

2. für Verkaufsstätten, deren Verkaufsräume eine Flä­
che von insgesamt mehr als 5.000 m2 haben, Selbst­
hilfekräfte für den Brandschutz mindestens in der 
nach Absatz 4 festgelegten Anzahl 

zu bestellen. 2Die Namen dieser Personen und jeder 
Wechsel sind der für den Brandschutz zuständigen 
Dienststelle auf Verlangen mitzuteilen. 3Der Betreiber 
hat für die Ausbildung dieser Personen im Einverneh­
men mit der für den Brandschutz zuständigen Dienst­
stelle zu sorgen. 

(3) IDie Brandschutzbeauftragten haben darüber zu 
wachen, daß die Vorschriften über Einbauten oder 
Einrichtungen, Dekorationen oder Gegenstände (§ 6 
Abs. 2 und 3, § 10 Abs. 8, § 13 Abs. 4, § 24 Abs. 2, § 25 
Abs. 3), über Brandverhütung (§ 17, § 24 Abs. 1), über 
Türen im Verlauf von Rettungswegen (§ 15) sowie 
Brandschutztüren beachtet werden und daß die 
Selbsthilfe- und sicherheitstechnischen Anlagen und 
Einrichtungen betriebsbereit sind. 2Sie haben für die 
Einhaltung von § 26 Abs. 5 und § 27 zu sorgen. 

(4) Die erforderliche Anzahl der Selbsthilfekräfte 
für den Brandschutz ist von der Bauaufsichtsbehörde 
im Einvernehmen mit der für den Brandschutz zustän­
digen Dienststelle festzulegen. 

(5) Selbsthilfekräfte für den Brandschutz müssen in 
erforderlicher Anzahl während der Betriebszeit der 
Verkaufsstätte anwesend sein. 

§ 27 

Brandschutzordnung 

(1) IDer Betreiber einer Verkaufs stätte hat im Ein­
vernehmen mit der für den Brandschutz zuständigen 
Dienststelle eine Brandschutzordnung aufzustellen. 
21n der Brandschutzordnung sind insbesondere die 
Aufgaben des Brandschutzbeauftragten und der 
Selbsthilfekräfte für den Brandschutz sowie die Maß­
nahmen festzulegen, die zur Räumung der Verkaufs:' 
stätte im Gefahrenfall und zur Rettung Behinderter, 
insbesondere Rollstuhlbenutzer, erforderlich sind. 

(2) Die Betriebsangehörigen sind bei Beginn des Ar­
beitsverhältnisses und danach mindestens einmal 
jährlich zu belehren über 

1. die Lage und die Bedienung der Feuerlöschgeräte, 
Brandmelde- und Feuerlöscheinrichtungen und 

2. die Brandschutzordnung, über das Verhalten bei 
einem Brand oder einer sonstigen Gefahr insbeson­
dere bei einer Panik. 
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(3) 11m Erdgeschoß sind an gut sichtbarer Stelle ein 
Lageplan und Grundrißpläne aller Geschosse anzu­
bringen. 2In den Plänen sind die Rettungswege, die für 
die Brandbekämpfung freizuhaltenden Flächen, die 
Brandmelde- und Feuerlöscheinrichtungen, die Lösch­
wasserversorgung und die Bedienungseinrichtungen 
der technischen Anlagen einzutragen. 3Eine Fertigung 
der Pläne ist der örtlichen Feuerwehr zu überlassen. 

§ 28 

Stellplätze für Behinderte 

IMindestens drei v. H. der'notwendigen Stellplätze, 
mindestens jedoch ein Stellplatz, müssen für Behin­
derte vorgesehen sein. 2Auf diese Stellplätze ist dauer­
haft und leicht erkennbar hinzuwei.sen. 

§ 29 

Zusätzliche Bauvorlagen 

Die Bauvorlagen müssen zusätzliche Angaben ent­
halten über 

1. eine Berechnung der Flächen der Verkaufsräume 
und der Brandabschnitte, 

2. eine Berechnung der erforderlichen Breiten der 
Ausgänge aus den Geschossen ins Freie oder in 
Treppenräume notwendiger Treppen, 

3. den Verlauf und die Länge der Rettungswege ein­
schließlich ihres Verlaufs im Freien sowie über die 
Ausgänge und die Art der Türen, 

4. die Sprinkleranlagen, die sonstigen Feuerlöschein­
richtungen und die Feuerlöschgeräte, 

5. die Brandmeldeanlagen, 

6. die Alarmierungseinrichtungen, 

7. die Sicherheitsbeleuchtung und die Sicherheits­
stromversorgung, 

8. die Rauchabzugsvorrichtungen und Rauchabzugs­
anlagen, 

9. die Rettungswege auf dem Grundstück und die Flä­
chen für die Feuerwehr. 

§ 30 

Prüfungen 

(1) I Die Wirksamkeit und Betriebssicherhei t folgen­
der Anlagen und Einrichtungen müssen vor der ersten 
Inbetriebnahme der Verkaufsstätte, unverzüglich 
nach einer wesentlichen Änderung sowie jeweils min­
destens alle zwei Jahre durch verantwortliche Sach­
verständige für sicherheitstechnische Anlagen und 
Einrichtungen nach § 1 Abs. 2 Nr. 4 der Verordnung 
über die verantwortlichen Sachverständigen im Bau­
wesen (SachverständigenverordnungBau - SVBau) ge­
prüft und bescheinigt werden: 

1. Rauchabzugsanlagen, Rauchabzugsvorrichtungen 
und Lüftungsanlagen, die entrauchen (§ 16), 

2. Sicherheitsbeleuchtung (§ 18 Nm. 1 bis 6), 

3. Sprinkleranlagen (§ 20), 

4. Brandmeldeanlagen und Alarmierungseinrichtun­
gen (§ 20 Abs. 2), 

5. Sicherheitsstromversorgungsanlagen (§ 21). 

2Die Wirksamkeit und Betriebssicherheit von Feuer­
schutzabschlüssen sowie automatischer Schiebetüren 
und von Türen mit elektrischen Verriegelungen in Ret­
tungswegen sind vor der Inbetriebnahme und wieder­
kehrend durch Sachkundige zu prüfen und zu bestäti­
gen. 3Prüfberichte sind mindestens fünf Jahre 
aufzubewahren und der Bauaufsichtsbehörde auf Ver­
langen vorzulegen. 

(2) Für die Prüfungen sind die nötigen Vorrichtun­
gen und fachlich geeignete Arbeitskräfte bereitzustel­
len sowie die erforderlichen Unterlagen bereitzuhal­
ten. 

§ 31 

Wei tergehende Anforderungen 

An Verkaufsräume und Lagerräume mit einer lich­
ten Höhe von mehr als 8 m können aus Gründen des 
Brandschutzes weitergehende Anforderungen gestellt 
werden. 

§ 32 

Übergangsvorschriften 

I Auf die im Zeitpunkt des Inkrafttretens der Verord­
nung bestehenden Verkaufs stätten sind § 10 Abs. 8, 
§ 13 Abs. 4, die §§ 24 bis 27 sowie 30 anzuwenden. 21m 
übrigen gelten für sie die bisherigen Vorschriften. 

§ 33 

Ordnungswidrigkei ten 

Nach Art. 89 Abs. 1 Nr. 17 BayBO kann mit Geldbu­
ße bis zu einer Million Deutsche Mark belegt werden, 
wer vorsätzlich oder fahrlässig 

1. entgegen § 10 Abs. 8 Rettungswege einengt oder ein-
,engen läßt, ' 

2 , entgegen § 13 Abs, 2 Sätze 2 oder 3 nicht dafür Sor­
ge trägt, daß Türen im Verlauf von Rettungswegen 
während der Betrieoszeit in der dort vorgeschriebe­
nen Weise geöffnet werden können, 

3. entgegen § 24 Abs. 2 Satz 1 in Ladenstraßen nach § 6 
Abs. 2 oder 3, in Treppenräumen notwendiger Trep­
pen, in Treppenraumerweiterungen oder in notwen­
digen Fluren Dekorationen anbringt oder anbrin­
gen läßt oder Gegenstände abstellt oder abstellen 
läßt, 

4 . entgegen § 24 Abs, 2 Satz 2 in Ladenstraßen oder 
Gängen Gegenstände abstellt oder abstellen läßt, 

5. entgegen § 25 Abs. 3 Satz 1 Rettungswege auf dem 
Grundstück oder Flächen für die Feuerwehr nicht 
freihält oder freihalten läßt, 
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6. der Vorschrift des § 26 Abs. 1 über die Anwesen­
heitspflicht zuwiderhandelt, 

7. entgegen § 26 Abs. 2 Satz 1 auch in Verbindung mit 
Absatz 4 eine Person als Brandschutzbeauftragte 
oder Selbsthilfekräfte für den Brandschutz nicht 
oder nicht in der festgelegten Anzahl bestellt, 

8. entgegen § 26 Abs. 5 nicht sicherstellt, daß Selbst­
hilfekräfte für den Brandschutz in der erforder­
lichen Anzahl während der Betriebszeit anwesend 
sind oder 

9. entgegen § 30 Abs. 1 Satz 1 Prüfungen nicht oder 
nicht rechtzeitig durchführen läßt. 

§ 34 

Inkrafttreten 

Diese Verordnung tritt am 1. Januar 1998 in Kraft, 
sie tritt mi t Ablauf des 31 . Dezember 2017 außer Kraft. 

München, den 6. November 1997 

Bayerisches Staatsministerium des Innern 

Dr. Günther Beckstein , Staatsminister 
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2210-8-2-1-1-K 

Verordnung 
über die zentrale Vergabe von Studienplätzen 

(Vergabeverordnung ZVS) 

Vom 10. November 1997 

Auf Grund von Art. 11 Abs. 2 des Gesetzes zur Aus­
führung des Staatsvertrags über die Vergabe von Stu­
dienplätzen vom 19. Februar 1988 (GVBl S. 18, BayRS 
2210-8-2-K), zuletzt geändert durch Gesetz vom 
28. April 1994 (GVBl S. 296) in Verbindung mit Art. 16 
Abs. 1 Nm. 1 bis 13 des Staatsvertrags über die Verga­
be von Studienplätzen vom 12. März 1992 (GVBl1993, 
S . 14, BayRS 2210-8-1-K), erläßt das Bayerische 
Staatsministerium für Unterricht, Kultus, Wissen­
schaft und Kunst folgende Verordnung: 

Inhaltsübersicht 

Erster Teil 

Vergabe von Studienplätzen 

Abschnitt I 

Allgemeines 

§ Anwendungsbereich 
§ 2 Begriffsbestimmungen 
§ 3 Frist und Form der Anträge, Ausschluß vom Verfahren 
§ 4 Besondere Erklärungspflichten 
§ 5 Zulassungsbescheid der Zentralstelle 

Abschnitt II 

Verteilungsverfahren 

§ 6 Zulassungsantrag 
§ 7 Ablauf des Verfahrens 
§ 8 Verteilung 

Abschnitt III 

Allgemeines Auswahlverfahren 

§ 9 Zulassungsantrag 
§ 10 Besonderer öffentlicher Bedarf 
§ 11 Ablauf des Verfahrens 
§ 12 Quoten 
§ 13 Auswahl nach. einem Dienst auf Grund früheren Zulassungs-

anspruchs 
§ 14 Auswahl nach dem Grad der Qualifikation 
§ 15 Landesquoten 
§ 16 Zurechnung zu den Landesquoten 
§ 17 Auswahl nach Wartezeit 
§ 18 Auswahl nach Härtegesichtspunkten 
§ 19 Auswahl der Bewerberinnen und Bewerber mit besonderer 

Hochschulzugangsberechtigung 
§ 20 Auswahl für ein Zweitstudium 
§ 21 Ranggleichheit 

Zweiter Teil 

Sonstige Bestimmungen 

§ 22 Ausländerzulassung durch die Hochschulen 
§ 23 Abschluß des Verfahrens 
§ 24 Vergabe verfügbar gebliebener Studienplätze durch die Hoch-

schulen 
§ 25 Teilstudienplätze 

§ 26 Inkrafttreten 

Dritter Teil 

Schlußvorschriften 

Anlage 1 In das Verfahren der Zentralstelle einbezogene Studien­
gänge (zu § 1 Abs. 1 Satz 4) 

Anlage 2 Zuordnung der Kreise und kreisfreien Städte zu den Studi­
enorten (zu § 8 Abs. 1 Satz 2) 

Anlage 3 Ermittlung der Durchschnittsnote (zu § 14 Abs. 1) 

Anlage 4 Ermittlung der Meßzahl bei der Auswahl für ein Zweitstu­
dium (zu § 20 Abs. 2 Satz 2) 

Erster Teil 

Vergabe von Studienplätzen 

Abschnitt! 

Allgemeines 

§ 1 

Anwendungsbereich 

(1) IDie Zentralstelle für die Vergabe von Studien­
plätzen (Zentralstelle) vergibt die Studienplätze des 
ersten Fachsemesters der in das zentrale Vergabever­
fahren einbezogenen Studiengänge an Deutsche sowie 
an ausländische Staatsangehörige oder Staatenlose, 
die im Sinn dieser Verordnung Deutschen gleichge­
stellt sind. 2Deutschen gleichgestellt sind hiernach: 

1. Staatsangehörige anderer Mitgliedstaaten der Eu­
ropäischen Gemeinschaften, 

2. sonstige ausländische Staatsangehörige oder Staa­
tenlose, die eine deutsche Hochschulzugangsbe­
rechtigung besitzen. 

3Wer nach Satz 2 Deutschen gleichgestellt ist, wird 
nach den für Deutsche geltenden Bestimmungen am 
Vergabeverfahren beteiligt. 4Die in das zentrale Verga­
beverfahren einbezogenen Studiengänge sind in der 
Anlage 1 aufgeführt. 5Sie gliedern sich in Studiengän­
ge des Verteilungs verfahrens und Studiengänge des 
allgemeinen Auswahlverfahrens. 

(2) Soweit die Zentralstelle besondere zentrale oder 
gemeinsame Verteilungs- oder Auswahlverfahren für 
Studiengänge an Hochschulen (außer Fachhochschu­
len) einzelner oder mehrerer Länder durchführt, wer-
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den die Studienplätze dieser Studiengänge zusammen 
mit den Studienplätzen der im Absatz 1 genannten 
Studiengänge in einem Verfahren nach dieser Verord­
nung vergeben. 

§2 

Begriffsbestimmungen 

Im Sinn dieser Verordnung bedeutet: 

1. "Vergabeverfahren" 
die auf einen Zulassungstermin (Sommersemester 
oder Wintersemester) bezogene Vergabe von Studi­
enplätzen, 

2. "Hauptantrag" 
der Zulassungsantrag für den an erster Stelle ge­
nannten Studiengang, 

3 . "Hilfsantrag" 
der Zulassungsantrag für den an zweiter Stelle ge­
nannten Studiengang, 

4. "Studienort" 
eine Hochschule oder ein Teil einer Hochschule, 

5. "Durchschnittsnote" 
die Gesamtnote oder Durchschnittsnote, 

6. "Teilstudienplatz" 
ein Studienplatz, bei dem die Zulassung auf den er­
sten Teil eines Studiengangs beschränkt ist, weil das 
Weiterstudium an einer deutschen Hochschule nicht 
gewährleistet ist, 

7. "deutsche Hochschulzugangsberechtigung" 
eine in der Bundesrepublik Deutschland oder 
an einer deutschen Auslandsschule erworbene 
Hochschulzugangsberechtigung; ausgenommen sind 
Hochschulzugangsberechtigungen, die ausschließ­
lich nach ausländischem Recht erworben wurden, 

8. "deutsche Hochschule" 
eine in der Bundesrepublik Deutschland gelegene 
Hochschule. 

§3 

Frist und Form der Anträge, 
Ausschluß vom Verfahren 

(1) Der Zulassungsantrag muß für das Sommerse­
mester bis zum 15. Januar, für das Wintersemester bis 
zum 15. Juli bei der Zentralstelle eingegangen sein 
(Ausschlußfristen) . 

(2) Anträge, die nach dieser Verordnung ergänzend 
zum Zulassungsantrag gestellt werden können, sind 
mit dem Zulassungs an trag zu stellen. 

(3) Stellt jemand mehrere Zulassungsanträge, wird 
nur über den letzten fristgerecht eingegangenen Zulas­
sungsantrag entschieden. 

(4) IDie Zentralstelle bestimmt die Form des Zulas­
sungsantrags und der Anträge nach Absatz 2. 2Sie be­
stimmt auch die Unterlagen, die den Anträgen minde­
stens beizufügen sind, sowie deren Form. 3Sie ist nicht 
verpflichtet, den Sachverhalt von Amts wegen zu er­
mitteln. 4Zulassungsanträge können durch Telefax 
nicht wirksam gestellt werden. 

(5) lWer die Bewerbungsfrist versäumt oder den An­
trag nicht formgerecht mit den erforderlichen U nterla­
gen stellt, ist vom Vergabeverfahren ausgeschlossen; 
§ 11 Abs. 4 Satz 1 bleibt unberührt. 21st ein Zulas­
sungsantrag fristgerecht auf dem dafür von der Zen­
tralstelle vorgesehenen Vordruck gestellt, unterschrie­
ben und enthält er einen Studiengangwunsch, kann die 
Zentralstelle nachträglich eingereichte Unterlagen für 
das Sommersemester spätestens bis zum 15. Februar, 
für das Wintersemester spätestens bis zum 15. August 
(Ausschlußfristen) berücksichtigen, solange der Ver­
fahrensablauf dies noch zuläßt. 3Dies gilt auch für die 
Versicherungen an Eides Statt nach § 4 . 

(6) IVom Vergabeverfahren ist ausgeschlossen, wer 
für den Studiengang seines Haupt- oder Hilfsantrags 
im Zeitpunkt der Antragstellung an einer deutschen 
Hochschule als Studentin oder Student eingeschrieben 
ist; dies gilt nicht im Fall der Einschreibung für einen 
Teilstudienplatz oder bei Nachweis schwerwiegender 
persönlicher, insbesondere gesundheitlicher oder fa ­
miliärer Gründe für einen Studienortwechsel. 2Wer in 
dem gewählten Studiengang bereits an einer deut­
schen Hochschule eingeschrieben war, kann seine Zu­
lassung in diesem Studiengang sowohl im Verfahren 
der Zentralstelle für einen Studienplatz des ersten 

. Fachsemesters als auch nach Maßgabe-der Vorschrif­
ten für die Zulassung zu höheren Fachsemestern bean-
tragen. . 

§4 

Besondere Erklärungspflichten 

(1) Jede Bewerberin und jeder Bewerber hat an Ei­
des Statt zu versichern, daß sie oder er im Zeitpunkt 
der Antragstellung nicht für einen beantragten Studi­
engang an einer deutschen Hochschule als Studentin 
oder Student eingeschrieben ist. 

(2) Alle Bewerberinnen undBewerberfür einen Stu­
diengang des allgemeinen Auswahlverfahrens haben 
an Eides Statt zu versichern, ob sie bereits an einer 
deutschen Hochschule ein Studium abgeschlossen ha­
ben oder als Studentin oder Student eingeschrieben 
waren, gegebenenfalls , für welche Zeit. 

§5 

Zulassungsbescheid der Zentralstelle 

IIm Zulassungsbescheid bestimmt die Zentralstelle 
einen Termin, bis zu dem die Zugelassenen gegenüber 
der im Zulassungsbescheid genannten Hochschule zu 
erklären haben, ob der Studienplatz angenommen 
wird. 2Liegt die Erklärung bis zu diesem Termin der 
Hochschule nicht vor, wird der Zulassungsbescheid 
unwirksam. 3Lehnt die Hochschule ein e · Einschrei ­
bung ab, weil sonstige Einschreibvorau3setzungen 
nicht vorliegen, wird der Zulassungsbesd.eid eben­
falls unwirksam. 

Abschnitt II 

Verteilungsverfahren 

§6 

Zulassungsantrag 

Im Zulassungs antrag sind ein Studiengan~ lmd ge­
wünschte Studienorte in einer Reihenfolge anzugeben . 
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§7 

Ablauf des Verfahrens 

(1) lWer sich im Verteilungsverfahren bewirbt, er­
hält einen Studienplatz. 2Zunächst werden die verfüg­
baren Studienplätze entsprechend den Studienort­
wünschen verteilt (erste Verfahrensstufe) . 3Wer in der 
ersten Verfahrensstufe nicht zugelassen werden kann, 
erhält entsprechend seinen Studienortwünschen in ei­
ner zweiten Verfahrensstufe einen Studienplatz. 

(2) Für die Zulassung von nicht nach § 1 Abs. 1 Satz 2 
Deutschen gleichgestellten ausländischen Staatsan­
gehörigen und Staatenlosen durch die Hochschulen 
sind vor der Durchführung der ersten Verfahrensstufe 
je Studienort 5 v.H. der festgesetzten Zulassungszah­
len vorzubehalten. 

(3) IDie Hochschulen teilen der Zentralstelle unver­
züglich nach Ablauf der Erklärungsfrist für die An­
nahme des Studienplatzes nach § 5 Satz 1 mit, wen sie 
eingeschrieben und über welche Einschreibanträge sie 
noch nicht entschieden haben. 2Spätestens zum Beginn 
der Nachrückverfahren eines Auswahlverfahrens tei­
len sie mit, wie viele Studienplätze im Rahmen der 
Quote nach Absatz 2 endgültig besetzt worden sind. 

(4) Die Zentralstelle kann durch Überbuchung der 
Zulassungszahlen berücksichtigen, daß Studienplätze 
voraussichtlich nicht angenommen werden. 

§8 

Verteilung 

(1) 1 Können an einem Studienort nicht alle Bewer­
berinnen und Bewerber zugelassen werden, die diesen 
Studienort an gleicher Stelle im Zulassungsantrag ge­
nannt haben, wird über die Zulassung an diesem Stu­
dienort in der nachstehenden Rangfolge entschieden: 

1. nachgewiesene Schwerbehinderung im Sinn des 
Schwerbehindertengesetzes vom 16. Juni 1953 
(BGBI I S . 389) in der jeweils geltenden Fassung, 

2. einzige Wohnung oder Hauptwohnung mit dem 
Ehegatten oder den Kindern in den dem Studienort 
zugeordnete n Kreisen und kreisfreien Städten, 

3. Anerkennung des ersten Studienortwunsches nach 
Absatz 3., 

4. einzige Wohnung oder Hauptw.ohnung bei den El­
tern in den dem Studienort zugeordneten Kreisen 
und kreisfreien Städten, 

5. keiner der vorgenannten Gründe. 

2Die Zuordnung von Kreisen und kreisfreien Städten 
zu den einzelnen Studienorten ergibt sich aus Anlage 2. 

(2) IDie Rangfolge innerhalb der Fallgruppe des Ab­
satzes 1 Satz 1 Nr. 3 wird zunächst nach dem Grad der 
Ortsgebundenheit bestimmt. 21m übrigen entscheidet 
bei Ranggleichheit das Los. 

(3) 1 Für den im Zulassungsantrag an erster Stelle ge­
nannten Studienort kann ein Antrag auf bevorzugte 
Berücksichtigung gestellt werden. 2Dem Antrag soll 
nur stattgegeben werden, wenn die Zulassung an ei-

nem anderen Studienort unter Anlegung eines stren­
gen Maßstabs mit erheblichen Nachteilen verbunden 
wäre. 3Hierbei kommen insbesondere eigene gesund­
heitliche, familiäre oder wirtschaftliche Umstände so­
wie wissenschaftliche Gründe in Betracht. 

(4) Soweit in einem Zulassungsantrag 

1. die Ludwig-Maximilians-Universitä t München 
und die Technische Universität München oder 

2. die Freie Universität Berlin, die Humboldt-Univer­
sität Berlin und die Technische Universität Berlin 

als Studienorte unmittelbar nacheinander genannt 
werden, werden die Ortswünsche für diese Studienor­
te innerhalb der für den zuerst genannten dieser Studi­
enorte angegebenen Ortspräferenz nacheinander be­
rücksichtigt. 

(5) Kann kein Studienplatz an den genannten Stu­
dienorten zugewiesen werden, wird ein Studienplatz 
an einem anderen Studienort angeboten. 

Abschnitt III 

Allgemeines Auswahlverfahren 

§9 

Zulassungsantrag 

(1) lAm Vergabeverfahren wird nur beteiligt, wer bis 
zum Ablauf der Frist nach § 3 Abs. 1 die Hochschulzu­
gangsberechtigung für den gewählten Studiengang er­
worben hat. 2Werden Il!ehrere Hochschulzugangsbe­
rechtigungen vorgelegt, soll für jeden gewünschten 
Studiengang angegeben werden, auf welche der Z ulas­
sungsantrag gestützt wird. 3Fehlt eine derartige Anga­
be, wird dem Zulassungs antrag die zuerst erworbene 
Hochschulzugangsberechtigung zugrunde gelegt. 

(2) lJm Zulassungs antrag dürfen bis zu zwei Studi­
engänge genannt werden. 2Soweit ein Studiengang des 
Verteilungsverfahrens im Hilfsantrag genannt wird, 
gilt er als Studiengang des allgemeinen Auswahlver­
fahrens . 3Wer sich für ein Zweitstudium bewirbt, darf 
nur einen Studiengang nennen. 

(3) Für jeden Studiengang sind gewünschte Studien­
orte in einer Reihenfolge anzugeben. 

§ 10 

Besonderer öffentlicher Bedarf 

IDas Bundesministerium der Verteidigung teilt der 
Zentralstelle für das Sommersemester bis zum 15. Ja­
nuar, für das Wintersemester bis zum 15. Juli (Aus­
schlußfristen) unter Angabe einer Reihenfolge mit, 
wen es für die Studienpläfze benennt, die dem Sani­
tätsoffizierdienst der Bundeswehr vorbehalten sind. 
2Wer einen Studienplatz aus dieser Quote erhält, kann 
nicht nach anderen Bestimmungen dieser Verordnung 
zugelassen werden. 

§11 

Ablauf des Verfahrens 

(1) lZunächst wird über die Hauptanträge entschie-
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den (Hauptverfahren). 2Die dann noch verfügbaren 
Studienplätze werden in Nachrückverfahren verge­
ben; dabei wird zunächst nur berücksichtigt, wer den 
Studiengang im Hauptantrag genannt hat . 3Sind da­
nach noch Studienplätze verfügbar, wird berücksich­
tigt, wer den Studiengang im Hilfsantrag genannt hat. 
4 An Nachrückverfahren nimmt teil, wer bis zu diesem 
Zeitpunkt noch nicht zugelassen ist. 

(2) lWer die Voraussetzungen für die Berücksichti­
gung auf den nach § 12 zu bildenden Ranglisten erfüllt, 
wird auf allen diesen Ranglisten geführt. 2Bei der Aus­
wahl werden die Ranglisten in folgender Reihenfolge 
be~ücksichtigt : 

1. Auswahl nach einem Dienst auf Grund früheren Zu­
lassungsanspruchs nach § 13, 

2. Auswahl der Bewerberinnen und Bewerber mit be­
sonderer Hochschulzugangsberechtigung nach § 19 
und Auswahl für ein Zweitstudium nach § 20, 

3 . Auswahl nach dem Grad der Qualifikation nach 
§ 14, 

4. Auswahl nach Wartezeit nach § 17, 

5. Auswahl nach Härtegesichtspunkten nach § 18. 

(3) 1 Die nach Absatz 2 Ausgewählten läßt die Zen­
tralstelle nach den Vorschriften des § 8 Abs. 1 bis 4 zu. 
2Abweichend von § 8 Abs. 2 entscheidet bei Rang­
gleichheit vor Anwendung des Loses der Grad der 
Qualifikation; bei der Auswahl für ein Zweitstudium 
gilt das Ergebnis der Abschlußprüfung des Erststudi­
ums als Grad der Qualifikation. 3Bei der Auswahl und 
der Verteilung kann die Zentralstelle durch Überbu­
chung der Zulassungszahlen berücksichtigen, daß aus­
gewählte Bewerberinnen und Bewerber, die sich in der 
Wahl der Studienorte beschränkt haben, voraussicht­
lich nicht verteilt werden können und Studienplätze 
voraussichtlich nicht angenommen werden: 

(4) lLiegt die Zahl der Hauptanträge unter der Zahl 
der unter Berücksichtigung der Uberbuchung im 
Hauptverfahren verfügbaren Studienplätze, werden 
abweichend von Absatz 1 Satz 3 in Nachrückverfahren 

- nach den Hauptanträgen und vor den Hilfsanträgen 
die Anträge derjenigen Bewerberinnen und Bewerber 
berücksichtigt, die mit ihrem Hauptantrag vom Verga­
beverfahren ausgeschlossen worden sind, weil sie die 
für den genannten Studiengang erforderliche Hoch­
schulzugangsberechtigung nicht nachgewiesen oder 
keine Erklärung nach § 4 Abs. 2 abgegeben haben. 2Bei 
der Auswahl der nach Satz 1 zu Berücksichtigenden 
entscheidet das Los; Absatz 2 findet keine Anwendung. 
3Die Verteilung auf die Studienorte erfolgt gesondert 
entsprechend der Regelung des § 8 Abs. 1 bis 4. 

(5) IDie Hochschulen teilen der Zentralstelle unver­
züglich nach Ablauf der Erklärungsfrist für die An­
nahme des Studienplatzes nach § 5 Satz 1 mit, wen sie 
eingeschrieben und uber welche Einschreibanträge sie 
noch nicht entschieden haben. 2Spätestens zum Beginn 
der Nachrückverfahren teilen sie mit, wie viele Studi­
enplätze im Rahmen der Quote nach § 12 Abs. 1 Satz 1 
Nr. 1 endgültig besetzt worden sind. 3Die Zentralstelle 
stellt nach Eingang der Mitteilungen der Hochschulen 
unverzüglich die Anzahl der noch verfügbaren Studi­
enplätze fest und vergibt sie in Nachrückverfahren. 

(6) 1 Fordert die Zentralstelle bisher nicht zugelasse­
ne Bewerberinnen und Bewerber zu einer Erklärung 
darüber auf, ob sie im Fall der Zulassung in Nachrück­
verfahren die Einschreibung für den betreffenden Stu­
diengang beantragen werden, ist die Erklärung bis zu 
einem von der Zentralstelle zu bestimmenden Termin 
abzugeben. 2Wer sich innerhalb dieser Frist nicht er­
klärt oder seinen Verzicht auf die Teilnahme am 
Nachrückverfahren erklärt, nimmt insoweit am weite­
ren Verfahren nicht mehr teil. 

§ 12 

Quoten 

(1) IVon den festgesetzten Zulassungszahlen sind je 
Studienort vorweg abzuziehen: 

1. für die Zulassung von ausländischen Staatsan­
gehörigen oder Staatenlosen, die nicht nach § 1 Abs. 
1 Satz 2 Deutschen gleichgestellt sind, 5 v.H ., 

2. für die Zulassung im Sanitätsoffizierdienst der 
Bundeswehr 

a) 1,7 v.H. im Studiengang Medizin, 

b) 0,5 v.H. im Studiengang Pharmazie, 

c) 0,1 v.H. im Studiengang Tiermedizin, 

d) 1,5 v.H . im Studiengang Zahnmedizin. 

2Verfügbar gebliebene Studienplätze werden nach Ab­
satz 3 vergeben. 

(2) IDarüber hinaus sind von der Gesamtzahl der 
festgesetzten Zulassungszahlen, vermindert um die 
Zahl der nach einem Dienst auf Grund früheren Zulas­
sungsanspruchs Auszuwählenden, vorweg abzuzie­
hen: 

1. 2 v.H. für Fälle außergewöhnlicher Härte, 

2. 0,2 v.H. für die Auswahl der Bewerberinnen und Be­
werber mit besonderer Hochschulzugangsberechti­
gung, 

3. 3 v.H. für die Auswahl für ein Zweitstudium. 

2Der Anteil der für Bewerberinnen und Bewerber mit 
besonderer Hochschulzugangsberechtigung vorweg 
abgezogenen Studienplätze an der Gesamtzahl der 
Studienplätze darf nicht größer sein als ihr Anteil an 
der Bewerbergesamtzahl. 3Für jede Quote nach Satz 1 
muß mindestens ein Studienplatz zur Verfügung ge­
stellt werden. 4Verfügbar gebliebene Studienplätze 
werden nach Absatz 3 vergeben. 

(3) Die verbleibenden Studienplätze werden zu 60 
v.H. nach dem Grad der Qualifikation und im übrigen 
nach Wartezeit vergeben. 

(4) IDie Quoten nach den Absätzen 2 und 3 werden 
nur gebildet, wenn die Zahl der Bewerberinnen und 
Bewerber, die den betreffenden Studiengang im 
Hauptantrag genannt haben, die Zahl der im Rahmen 
dieser Quoten verfügbaren Studienplätze übersteigt; 
dies gilt entsprechend bei der Entscheidung über den 
Hilfsantrag. 2Die Quote nach Absatz 1 Satz 1 Nr. 1 wird 
nur im Hauptverfahren gebildet. 
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. § 13 § 14 

Auswahl nach einem Dienst auf Grund früheren 
Zulassungs anspruchs 

(1) IBewerberinnen und Bewerber, die 

1. eine Dienstpflicht nach Art. 12 a des Grundgesetzes 
erfüllt oder eine solche Dienstpflicht oder entspre­
chende Dienstleistungen auf Zeit übernommen ha­
ben oder Dienste und Leistungen nach Art. 23 der 
Verfassung der Deutschen Demokratischen Repu­
blik einschließlich der dem Wehrdienst entspre­
chenden Dienste nach den Buchstaben b bis d der 
Bekanntmachung über den Dienst, der der Ablei­
stung des Wehrdienstes entspricht, vom 25. März 
1982 (GEl I Nr. 12 S. 268) erfüllt oder erbracht haben 
bis zur Dauer von drei Jahren, 

2. mindestens zwei Jahre Entwicklungsdienst nach 
dem Entwicklungshelfergesetz vom 18. Juni 1969 
(BGEl I S . 549) in der jeweils geltenden Fassung ge­
leistet haben, 

3. ein freiwilliges soziales Jahr nach dem Gesetz zur 
Förderung eines freiwilligen sozialen Jahres vom 17. 
August 1964 (BGBI I S . 640) in der jeweils geltenden 
Fassung oder ein freiwilliges ökologisches Jahr 
nach dem Gesetz zur Förderung eines freiwilligen 
ökologischen Jahres vom 17. Dezember 1993 (BGEl 
S. 2118) in der jeweils geltenden Fassung oder im 
Rahmen eines von der Bundesregierung geförderten 
Modellprojekts geleistet haben, 

4. ein Kind unter 18 Jahren oder eine pflegebedürftige 
Per son aus dem Kreis der Angehörigen bis zur Dau­
er von drei Jahren betreut oder gepflegt haben, 

(Dienst) 

werden in dem im Hauptantrag genannten Studien­
gang auf Grund früheren Zulassungsanspruchs ausge­
wählt, wenn sie zu Beginn oder während eines Dienstes 
für diesen Studiengang zugelassen worden sind oder 
wenn zu Beginn oder während eines Dienstes für die­
sen Studiengang nicht an allen Hochschulen Zulas­
sungszahlen festgesetzt waren. 2Der von einem nach 
§ 1 Abs. 1 Satz 2 Deutschen gleichgestellten ausländi­
schen Staatsangehörigen oder Staatenlosen geleistete 
Dienst steht einem Dienst nach Satz 1 gleich, wenn er 
mit diesem Dienst vergleichbar ist. 

(2) IDie Auswahl nach Absatz 1 Satz 1 muß späte­
stens zum zweiten Vergabeverfahren beantragt wer­
den, das nach Beendigung des Dienstes durchgeführt 
wird. 21st der Dienst noch nicht beendet, ist durch Be­
scheinigung glaubhaft zu machen, daß der Dienst bei 
einer Bewerbung für das Sommersemester bis zum 
30. April oder bei einer Bewerbung für das Winterse­
mester bis zum 31. Oktober beendet sein wird. 

(3) Wird die Festlegung einer Rangfolge zwischen 
den nach einem Dienst auf Grund früheren Zulas­
sungsanspruchs Auszuwählenden erforderlich, ent­
scheidet das Los. 

(4) Wer auf Grund einer gerichtlichen Entscheidung 
zuzulassen ist, die sich auf ein bereits abgeschlossenes 
Vergabeverfahren bezieht, ist wie ein vorweg nach ei­
nem Dienst auf Grund früheren Zulassungsanspruchs 
Auszuwählender zu behandeln. 

Auswahl nach dem Grad der Qualifikation 

(1) Die Rangfolge wird durch die nach Anlage 3 er­
mittelte Durchschnittsnote bestimmt. 

(2) Wer keine Durchschnittsnote nachweist, wird 
hinter die letzte Bewerberin/den letzten Bewerber mit 
feststellbarer Durchschnittsnote eingeordnet. 

(3) Wer nachweist, aus in der eigenen Person liegen­
den, nicht selbst zu vertretenden Gründen daran ge­
hindert gewesen zu sein, eine bessere Durchschnitts­
note zu erreichen, wird auf Antrag mit der besseren 
Durchschnittsnote berücksichtigt. 

§ 15 

Landesquoten 

(1) Für die Auswahl im Hauptantrag nach dem Grad 
der Qualifikation bildet die Zentralstelle Landesquo­
ten, sofern in dem jeweiligen Studiengang mehr als 15 
Studienplätze zur Verfügung stehen. 

(2) IDie Quote eines Landes bemißt sich zu einem 
Drittel nach seinem Anteil an der Gesamtzahl der Be­
werberinnen und Bewerber für den betreffenden Stu­
diengang (Bewerberanteil) und zu zwei.pritteln nach 
seinem Anteil an der Gesamtzahl der Achtzehn- bis 
unter Einundzwanzigjährigen (Bevölkerungsanteil). 
2Die sich danach für die Länder Berlin, Bremen und 
Hamburg ergebenden Quoten werden um 30 v.H. er­
höht. 3Die auf die so ermittelten Landesquoten entfal­
lenden Studienplätze werden in der Weise errechnet, 
daß zunächst jeder Landesquote ein Studienplatz zu­
geteilt wird und die verbleibenden Studienplä tze nach 
dem d'Hondtschen Höchstzahlverfahren ermittelt 
werden. 

(3) B'ei der Berechnung des Bewerberanteils eines 
Landes wird nur berücksichtigt, wer 

1. den betreffenden Studiengang im Hauptantrag ge­
wählt hat, 

2. für diesen Studiengang zu dem Personenkreis 
gehört, für den eine Auswahl n,ach dem Grad der 
Qualifikation vorzunehmen ist, und 

3. eine nach Beschlüssen der Kultusministerkonferenz 
bei der Berechnung des Bewerberanteils eines Lan­
des zu berücksichtigende Hochschulzugangsbe­
rechtigung in dem betreffenden Land erworben hat. 

(4) Für die Berechnung des Bevölkerungsanteils ist 
die Fortschreibung über die deutsche Wohnbevölke­
rung maßgeblich, die zuletzt vor dem Bewerbungs­
schluß des jeweiligen Vergabeverfahrens vom Statisti­
schen Bundesamt veröffentlicht wurde. 

§ 16 

Zurechnung zu den Landesquoten 

(1) Soweit Landesquoten gebildet werden, wird die 
Auswahl für jede Landesquote getrennt unter den Be­
werberinnen und Bewerbern vorgenommen, die der je­
weiligen Landesquote zuzurechnen sind. 
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(2) IDer Ort des Erwerbs der Hochschulzugangsbe­
rechtigung bestimmt die Zurechnung zu den Landes­
quoten. 2Wer keiner Landesquote zugerechnet werden 
kann, wird entsprechend den Bevölkerungsanteilen 
durch Los einer Landesquote zugeordnet. 

(3) Kann das Studienplatzkontingent einer Landes­
quote aus Mangel an Bewerbungen nicht ausgeschöpft 
werden, werden die Studienplätze in entsprechender 
Anwendung des § 15 Abs. 2 auf die übrigen Landes­
quoten verteilt. 

§ 17 

Auswahl nach Wartezeit 

(1) I Die Rangfolge wird durch di e Zahl der Halbj ah­
re seit dem Erwerb der Hochschulzugangsberechti­
gung bestimmt. 2Es zählen nur volle Halbjahre vom 
Zeitpunkt des Erwerbs der Hochschulzugangsberech­
tigung bis zum Beginn des Semesters, für das die Zu­
lassung beantragt wird. 3Halbjahre sind die Zei t vom 1. 
April bis zum 30. September eines Jahres (Sommerse­
mester) und die Zeit vom 1. Oktober eines Jahres bis 
zum 31. März des folgenden Jahres (Wintersemester) . 

(2) Wird der Zeitpunkt des Erwerbs der Hochschul­
zugangsberechtigung nicht nachgewiesen, wird die 
Zahl der Halbjahre seit dem Erwerb der Hochschulzu­
gangsberechtigung nicht berücksichtigt. 

(3) Wer nachweist, aus in der eigenen Person liegen­
den, nicht selbst zu vertretenden Gründen daran ge­
hindert gewesen zu sein, die Hochschulzugangsbe­
rechtigung zu einem früheren Zeitpunkt zu erwerben, 
wird auf Antrag bei der Ermittlung der Wartezeit mit 
dem früheren Zeitpunkt des Erwerbs der Hochschul­
zugangsberechtigung berücksichtigt. 

(4) IDie Zahl der Halbjahre wird erhöht um 

1. eins für je sechs Monate Berufsausbildung, höch­
stens jedoch um vier Halbj ahre, wenn da mi t vor dem 
Erwerb der Hochschulzugangsberechtigung ein be­
rufsqualifizierender Abschluß außerhalb der Hoch­
schule erlangt worden ist; dies gilt entsprechend, 
wenn die Ableistung eines Dienstes jemanden daran 
gehindert hat, vor dem Erwerb der Hochschulzu­
gangsberechtigung einen berufsqualifizierenden 
Abschluß außerhalb der Hochschule zu erlangen, 

2. eins, wenn nach dem Erwerb der Hochschulzugangs 
berechtigung ein berufsqualifizierender Abschluß 
außerhalb der Hochschule erlangt oder eine Be­
rufstätigkeit von mindestens dreijähriger Dauer 
ausgeübt worden ist, sofern die Berufsausbildung 
oder die Berufstätigkeit vor de~ 16. Januar 1998 
aufgenommen worden ist, 

3. eins, wenn nach dem Erwerb der Hochschulzugangs 
berechtigung 

a) die Erfüllung von Unterhaltspflichten, 
b) die Ableistung eines Dienstes, 
c) Krankheit, 
d) sonstige, nicht selbst zu vertretende Gründe 

jemanden daran gehindert haben, einen berufsqua­
lifizierenden Abschluß außerhalb der Hochschule 
zu erlangen oder eine Berufstätigkeit von minde-

stens dreijähriger Dauer auszuüben, sofern der be­
rufsqualifizierende Abschluß oder die Berufstätig­
keit zu einer Erhöhung der Zahl der Halbjahre nach 
Nummer 2 geführt hätten. 

2Der berufsqualifizierende Abschluß und die Beruf­
stätigkeit müssen spätestens innerhalb der Nachfrist 
nach § 3 Abs. 5 Satz 2 abgeschlossen und nachgewiesen 
sein. 

(5) lEin berufsqualifizierender Abschluß nach Ab­
satz 4 liegt vor bei 

1. Ausbildungsberufen, die in dem Verzeichnis der an­
erkannten Ausbildungsberufe nach § 6 Abs. 2 Nr. 4 
des Berufsbildungsförderungsgesetzes vom ~3. De­
zember 1981 (BGBl I S. 1692) in der jeweils gelten­
den Fassung enthalten sind, 

2. einer Berufsausbildung an einer staatlichen oder 
staatlich anerkannten Berufsfachschule oder Fach­
schule, 

3. einer abgeschlossenen Ausbildung im einfachen 
oder mittleren Dienst der öffentlichen Verwaltung, 

4. einer abgeschlossenen Berufsausbildung, die nach 
Artikel 37 Abs. 1 oder Abs. 3 des Einigungsvertrags 
einer Berufsausbildung nach den Nummern 1 bis 3 
gleichzustellen ist. 

2Ein berufsqualifizierender Abschluß nach Absatz 4 
Satz 1 Nr. 1 Halbsatz 1 mit zweijähriger Ausbildungs­
dauer gilt als nachgewiesen, wenn die Hochschulzu­
gangsberechtigung an einem Abendgymnasium, an ei­
nem Institut zur Erlangung der Hochschulreife 
(Kolleg) oder aufgrund einer in der Bundesrepublik 
Deutschland abgelegten Prüfung über die Befähigung 
zum Hochschulstudium ohne Reifezeugnis oder für 
den Hochschulzugang besonders befähigter Beruf­
stätiger erworben worden ist. 31st die Hochschulzu­
gangsberechtigung nach dem Besuch eines landes­
rechtlich geregelten geschlossenen Vorbereitungs­
kurses durch das Bestehen der Abiturprüfung für 
Nichtschüler erworben worden, gilt Satz 2 entspre­
chend, sofern im Einzelfall nachgewiesen wird, daß die 
Voraussetzungen für die Aufnahme in ein Abendgym­
nasium oder Kolleg erfüllt sind. 

(6) Von der Gesamtzahl der Halbjahre wird die Zahl 
der Halbjahre abgezogen, in denen die Bewerberin 
oder der Bewerber an einer deutschen Hochschule als 
Studentin oder Student eingeschrieben war. 

(7) Es werden höchstens 16 Halbjahre berücksich­
tigt. 

(8) IBei Bewerberinnen und Bewerbern für die 
Studiengänge Medizin, Tiermedizin oder Zahnmedi­
zin, die sich für den beantragten Studiengang im be­
sonderen Auswahlverfahren beworben haben sowie im 
allgemeinen Auswahlverfahren spätestens zum Win­
tersemester 1998/99 bewerben und die für den bean­
tragten Studiengang weder im besonderen Auswahl­
verfahren mit der Folge des Verlustes der ange­
sammelten Bewerbungssemester noch im allgemeinen 
Auswahlverfahren zugelassen worden sind, wird, 
abweichend von Absatz 4, für eine Berufsausbildung, 
eine Berufstätigkeit oder einen Dienst, die vor dem 
16. Januar 1997 aufgenommen worden sind, die Zahl 
der Halbjahre erhöht um 
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1 . eins für je sechs Monate Berufsausbildung, höch­
stens jedoch um vier Halbjahre, wenn damit vor dem 
Erwerb der Hochschulzugangsberechtigung ein be­
rufsqualifizierender Abschluß außerhalb der Hoch­
schule erlangt worden ist, 

2. eins für je sechs Monate Berufsausbildung, höch­
stens jedoch um vier Halbjahre, wenn damit nach 
dem Erwerb der Hochschulzugangsberechtigung 
ein berufsqualifizierender Abschluß außerhalb der 
Hochschule erlangt worden ist, 

3. zwei für je 36 Monate Berufstätigkeit nach dem Er­
werb der Hochschulzugangsberechtigung, wenn 
nach einem berufsqualifizierenden Abschluß 
außerhalb der Hochschule, für den nach den Num­
mern 1 oder 2 eine Erhöhung der Zahl der Halbjah­
re vorgenommen wird, eine Berufstätigkeit aus­
geübt worden ist, 

4. eins für je angefangene sechs Monate Dienst, höch­
stens jedoch um sechs Halbjahre, wenn Dienst gelei­
stet worden ist, 

5. eins, wenn nach dem Erwerb der Hochschulzugangs 
berechtigung eine mindestens dreijährige Beruf­
stätigkeit ausgeübt worden ist, es sei denn, hierfür 
wird eine Erhöhung der Zahl der Halbjahre nach 
Nummer 3 vorgenommen. 

2 Der berufsqualifizierende Abschluß und die Beruf­
stätigkeit müssen spätestens innerhalb der Nachfrist 
nach § 3 Abs. 5 Satz 2 abgeschlossen und nachgewiesen 
sein. 31st während eines Dienstes ein berufsqualifizie­
render Abschluß erlangt worden, wird dieser nicht 
nach Satz 1 Nm. 1 und 2 berücksichtigt; Satz 1 Nr. 3 
wird angewandt. 

§ 18 

Auswahl nach Härtegesichtspunkten 

lDie Studienplätze der Härtequote werden auf An­
trag an Bewerberinnen und Bewerber vergeben, für die 
es eine außergewöhnliche Härte bedeuten würde, wenn 
sie für den im Hauptantrag genannten Studiengang 
keine Zulassung erhielten. 2Eine außergewöhnliche 
Härte liegt vor, wenn in der eigenen Person liegende be­
sondere soziale oder familiäre Gründe die sofortige 
Aufnahme des Studiums zwingend erfordern. 3Die 
Rangfolge wird durch den Grad der außergewöhnli­
chen Härte bestimmt. 

§19 

Auswahl der Bewerberinnen und Bewerber mit 
besonderer Hochschulzugangsberechtigung 

(1) lIst die Hochschulzugangsberechtigung in einem 
anderen noch nicht abgeschlossenen Studiengang er­
worben worden (besondere Hochschulzugangsberech­
tigung) und wird der Zulassungsantrag auf diese Be­
rechtigung gestützt, ist eine Auswahl im Rahmen der 
Quoten nach § 12 Abs. 3 ausgeschlossen. 2Die Rangfol­
ge wird durch die Durchschnittsnote der Hochschulzu­
gangsberechtigung bestimmt. 

(2) Weist die Hochschulzugangsberechtigung keine 
auf eine Stelle nach dem Komma bestimmte Durch­
schni.ttsnote im Rahmen eines sechsstufigen Notensy-

stems aus, ist diese durch eine besondere Bescheini­
gung der Einrichtung nachzuweisen, an der die Hoch­
schulzugangsberechtigung erworben wurde. 

(3) Wer keine Durchschnittsnote nachweist, wird 
hinter die letzte Bewerberinjden letzten Bewerber mit 
feststellbarer Durchschnittsnote eingeordnet. 

§ 20 

Auswahl für ein Zweitstudium 

(1) Wer bereits ein Studium in ein em anderen 
Studiengang an einer deutschen Hochschule abge­
schlossen hat (Bewerberinnen und Bewerber für ein 
Zweitstudium), kann nicht im Rahmen der Quoten 
nach § 12 Abs. 3 ausgewählt werden. 

(2) lDie Rangfolge wird durch eine Meßzahl be­
stimmt, die aus dem Ergebnis der Abschlußprüfung 
des Erststudiums und dem Grad der Bedeutung der 
Gründe für das Zweitstudium ermittelt wird. 2Die Ein­
zelheiten zur Ermittlung der Meßzahl ergeben sich aus 
Anlage 4. 

(3) Die Auswahl erfolgt auf der Grundlage der Fest­
stellungen der im Zulassungs antrag an erster Stelle ge­
nannten Hochschule. 

§ 21 

Ranggleichhei t 

(1) lBesteht bei der Auswahl nach dem Grad der 
Qualifikation Ranggleichheit, bestimmt sich die Rang­
folge nach den Bestimmungen über die Auswahl nach 
Wartezeit. 2Besteht bei der Auswahl nach Wartezeit 
Ranggleichheit, bestimmt sich die Rangfolge nach den 
Bestimmungen über die Auswahl nach dem Grad der 
Qualifikation. 

(2) Besteht danach noch Ranggleichheit oder be­
steht bei der Auswahl in den übrigen Quoten Rang­
gleichheit, wird vorrangig ausgewählt, wer zu dem 
Personenkreis nach § 13 Abs. 1 Satz 1 Nm. 1 bis 3 
gehört und durch eine Bescheinigung glaubhaft macht, 
daß der Dienst in vollem Umfang abgeleistet ist oder 
bei einer Bewerbung für das Sommersemester bis zum 
30. April und bei einer Bewerbung für das Winter­
semester bis zum 31. Oktober in vollem Umfang abge­
leistet sein wird, oder glaubhaft macht, daß bis zu den 
genannten Zeitpunkten mindestens 13 Monate Dienst 
nach § 13 Abs. 1 Satz 1 Nr. 4 ausgeübt sein werden; im 
übrigen entscheidet bei Ranggleichheit das Los. 

Zweiter Teil 

Sonstige Bestimmungen 

§ 22 

Ausländerzulassung durch die Hochschulen 

(1) lAusländische Staatsangehörige oder Staatenlo­
se , die nicht nach § 1 Abs. 1 Satz 2 Deutschen gleichge­
stellt sind, werden von den Hochschulen im Rahmen 
der Quoten nach § 7 Abs. 2 und § 12 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 
zugelassen. 2Ihre Zulassungsanträge sind an die Hoch­
schulen zu richten und müssen dort innerhalb der Aus-
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schlußfristen des § 3 Abs. 1 eingegangen sein. 3 § 3 Abs. 
4 gilt sinngemäß. 

(2) IDie Auswahl erfolgt in erster Linie nach dem 
Grad der Qualifikation. 2Daneben können besondere 
Umstände berücksichtigt werden, die für eine Zulas­
sung sprechen. 3Als ein solcher Umstand ist insbeson­
dere anzusehen, wenn die Bewerberin oder der Bewer­
ber 

1. von einer deutschen Einrichtung zur Begabtenför­
derung ein Stipendium erhält, 

2. auf Grund besonderer Vorschriften mit der Aufnah­
me in ein Studienkolleg oder eine vergleichbare Ein­
richtung fur die Zuteilung eines Studienplatzes in 
dem im Zulassungsantrag genannten Studiengang 
vorgemerkt ist, 

3. in der Bundesrepublik Deutschland Asylrecht ge­
nießt, 

4. aus einem Entwicklungsland oder einem Land 
kommt, in dem es keine Ausbildungsstätten für den 
betreffenden Studiengang gibt, 

5. einer deutschsprachigen Minderheit im Ausland 
angehört. 

(3) Die Entscheidungen nach Absatz 2 treffen die 
Hochschulen nach pflichtgemäßem Ermessen; zwi­
schenstaatliche Vereinbarungen und Vereinbarungen 
zwischen Hochschulen sind zu berücksichtigen. 

§ 23 

Abschluß des Verfahrens 
I 

(1) Das Verteilungsverfahren ist spätestens nach 
Durchführung der zweiten Verfahrensstufe abge­
schlossen. 

(2) Im übrigen ist das Vergabeverfahren in einem 
Studiengang abgeschlossen, wenn alle verfügbaren 
Studienplätze durch Einschreibung besetzt sind oder 
die Zentralstelle das Vergabeverfahren für abgeschlos­
sen erklärt hat. 

§ 24 

Vergabe verfügbar gebliebener Studienplätze durch 
die Hochschulen 

(1) ISind nach Abschluß des Vergabeverfahrens in 
einem Studiengang noch Studienplätze verfügbar oder 
werden Studienplätze wieder verfügbar, werden diese 
von der Hochschule an Antragstellende vergeben, die 
für das Sommersemester frühestens am 15. März, spä­
testens am 15. April und für das Wintersemester frühe­
stens am 15. September, spätestens am 15. Oktober bei 
der Hochschule die Zulassung schriftlich beantragt 
haben. 2Die Hochschule kann für die Antragstellung 

von Satz 1 abweichende Fristen bestimmen, die in ge­
eigneter Weise bekanntzugeben sind. 3Über die Zulas­
sung entscheidet das Los. 

(2) Das Ergebnis der Vergabe der Studienplätze ist 
von der Hochschule in geeigneter Weise bekanntzuge­
ben. 

(3) Abweichend von dem Verfahren nach den Absät­
zen 1 und 2 kann die Zentralstelle nach Abschluß des 
Vergabeverfahrens in einem Studiengang noch verfüg­
bare oder wieder verfügbar gewordene Studienplätze 
zu einem Sommersemester bis zum 1. Juni und zu ei­
nem Wintersemester bis zum 1. Dezember auf Antrag 
der Hochschule in weiteren Nachrückverfahren verge­
ben. 

§ 25 

Teilstudienplä tze 

ITeilstudienplätze werden getrennt von den übrigeh 
Studienplätzen vergeben. 2Die festgesetzte Zahl an 
Teilstudienplätzen, vermindert um die Zahl der nach 
einem Dienst auf Grund früheren Zulassungsan­
spruchs Auszuwählenden, wird nach dem Haupt­
verfahren durch Los an die Bewerberinnen und Be­
werber vergeben, die bis dahin nicht zugelassen sind. 
3Die §§ 1 bis 5, 9, 11 Abs. 1 und Abs. 3 bis 6, §§ 13, 23 
Abs. 2 und § 24 gelten entsprechend; die Zulassung 
für einen Teilstudienplatz wird nicht nach § 11 Abs. 1 
Satz 4 berücksichtigt. 

Dritter Teil 

Schlußvorschriften 

§ 26 

Inkrafttreten 

(1) IDiese Verordnung tritt mit Wirkung vom 16. De­
zember 1997 in Kraft. 2Sie gilt erstmals für das Verga­
beverfahren zum Sommersemester 1998. 

(2) Die Verordnung über die zentrale Vergabe von 
Studienplätzen und die Durchführung eines Feststel­
lungsverfahrens (Vergabeverordnung ZVS) vom 18. No­
vember 1993 (GVBl S . 886, BayRS 2210-8-2-1-1-K), 
zuletzt geändert durch Verordnung vom 29 . November 
1996 (GVBlS. 4ß8), tritt am 1. Januar 1998 außer Kraft. 

München, den 10. November 1997 

Bayerisches Staatsministerium 
für Unterricht, Kultus, Wissenschaft und Kunst 

Hans Zeh e t mai r, Staatsminister 
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In das Verfahren der Zentralstelle 
einbezogene Studiengänge 

(zu § 1 Abs. 1 Satz 4) 

Studiengänge ohne Fachhochschulstudiengänge mit 
dem Abschluß Diplom, Magister, Promotion (als er­
stem Abschluß) oder Staatsexamen (ohne Lehrämter): 

Architektur 

Betriebswirtschaft 

Biologie 

Haushalts- und Ernährungswissenschaft 
(Ernährungs- und Haushaltswissenschaft, Haushalts­
wirtschaft und Ernährungswissenschaft, Ökotropho­
logie) 

Lebensmittelchemie 

Medizin 

Pharmazie 

Psychologie 

Rechtswissenschaft 

Tiermedizin 

Zahnmedizin 

767 

Anla~e 1 
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Anla~e 2 

Zuordnung der Kreise und kreisfreien Städte zu den Studienorten 
(zu § 8 Abs . 1 Satz 2) 

lEinem Studienort eines Landes zugeordnet sind der 
Kreis oder die kreisfreie Stadt des Studienorts sowie 
die hieran angrenzenden Kreise oder kreisfreien Städ­
te des Landes. 2Sofern sich in einem Kreis oder in einer 
kreisfreien Stadt oder in den hieran angrenzenden 
Kreisen oder kreisfreien Städten kein Studienort des 
Landes befindet, gilt dieser Kreis oder diese kreisfreie 
Stadt als an den nächsten Studienort des Landes an­
grenzend. 3Dies gilt entsprechend, wenn Studiengänge 
nur an bestimmten Studienorten des Landes angebo­
ten werden. 4Kreise und kreisfreie Städte eines Landes 
sind auch dem Studienort eines anderen Landes zuge­
ordnet, wenn sie an den Kreis oder die kreisfreie Stadt 
des Studienorts des anderen Landes angrenzen; dabei 
gelten Bremen und Bremerhaven als eine kreisfreie 
Stadt. 5Örtliche und regionale Verwaltungs einheiten 
eines anderen Mitgliedstaates der Europäischen Ge­
meinschaften, die an ein Land der Bundesrepublik 
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Keisfreie Städte 

Amberg 
Ansbach 
Aschaffenburg 
Augsburg 
Bamberg 
Bayreuth 
Coburg 
Erlangen 
Fürth 
Hof 
Ingolstadt 
Kaufbeuren 
Kempten (Allgau) 
Landshut 
Memmingen 
München 
Nürnberg 
Passau 
Regensburg 
Rosenheim 
Schwabach 
Schweinfurt 
Straubing 
Weiden 
Würzburg 
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Deutschland angrenzen, können einem Studienort die­
ses Landes zugeordnet werden, wenn sie an den Kreis 
oder die kreisfreie Stadt dieses Studienorts angrenzen. 
6In der nachfolgenden Übers ich t ist für j eden Kreis und 
jede kreisfreie Stadt die Entfernung zu den Studienor­
ten des Landes als Länge der Luftlinie zwischen Kreis­
stadt und Studienort in Kilometern (km), jeweils auf 10 
km gerundet - für Bayern in einer Stufenfolge von 1 
bis 9 entsprechend der Entfernung -, angegeben. 7Ist 
ein Studienort im Kreis oder in der kreisfreien Stadt 
oder in einem hieran angrenzenden Kreis oder einer 
hieran angrenzenden kreisfreien Stadt gelegen, ist als 
Entfernung 0 angegeben; dies gilt auch für außerhalb 
des Landes gelegene Studienorte. 8Für Bayern ist der 
der Hauptwohnung nächstgelegene Studienort jeweils 
mit der Stufe 1 angegeben; die weitere Zuordnung er­
gibt sich aus der Stufenfolge. 
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Kreise 

Landkreis 

Aichach-Friedberg 

Altötting 

Amberg-Sulzbach 

Ansbach 

Aschaffenburg 

Augsburg 

Bad Kissingen 

Bad Tölz-Wolfratshausen 
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Günzburg 
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Hof 
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Kitzingen 

Kronach 

Kulmbach 

Landsberg a . Lech 

Landshut 

Lichtenfels 
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Kreise 

Lindau (Bodensee) 

Main-Spessart 

Miesbach 

Miltenberg 

Mühldorf a . Inn 

München 

N euburg-Schrobenhausen 

Neumarkt i. d. OPf. 

Neustadt a . d . Aisch-Bad Windsheim 

Neustadt a . d . Waldnaab 

Neu-UIrn 

Nürnberger Land 

Oberallgäu 

Ostallgäu 

Pass au 

Pfaffenhofen a. d. Ilrn 

Regen 

Regensburg 

Rhön-Grabfeld 
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Anlage 3 

Ermittlurtg der Durchschnittsnote 
(zu § 14 Abs. 1) 

1. IBei Abiturzeugnissen auf der Grundlage der Ver­
einbarung über die gegenseitige Anerkennung von 
Zeugnissen der allgemeinen Hochschulreife, die 
an Gymnasien mi t neugestalteter Oberstufe gemäß 
Beschluß der Kultusministerkonferenz vom 7. Mai 
1971 in der Fassung vom 8. November 1972 (GMBI 
1973 S . 102), der Vereinbarung zur Neugestaltung 
der gymnasialen Oberstufe in der Sekundarstufe II 
gemäß Beschluß der Kultusministerkonferenz 
vom 7. Juli 1972 in der Fassung vom 11. April 1988 
(GMBI S. 454), der Vereinbarung über die Abitur­
prüfung für Nichtschüler entsprechend der Neu­
gestaltung der gymnasialen Oberstufe in der Se­
kundarstufe II gemäß Beschluß der Kultus­
ministerkonferenz vom 13. September 1974 in der 
Fassung vom 10. November 1989 (Beschlußsamm­
lung der Kultusministerkonferenz Nr. 192.2) und 
der Vereinbarung über die Durchführung der Abi­
turprüfung für Schiller an Waldorfschulen gemäß 
Beschluß der Kultusministerkonferenz vom 21. 
Februar 1980 in der Fassung vom 10. November 
1989 (Beschlußsammlung der Kultusministerkon­
ferenz Nr. 485.2) erworben wurden und eine 
Durchschnittsnote enthalten, die auf eine Stelle 
nach dem Komma bestimmt ist, wird diese von der 
Zentralstelle bei der Rangplatzbestimmung zu­
grunde gelegt. 2Dies gilt auch bei Abiturzeugnis­
sen, die auf der Grundlage der Vereinbarung über 
die Neugestaltung der Abendgymnasien gemäß 
Beschluß der Kultusministerkonferenz vom 21. 
Juni 1979 in der Fassung vom 10. November 1989 
(Beschlußsammlung der Kultusministerkonferenz 
Nr. 240.2) und der Vereinbarung über die Neuge.­
staltung der Kollegs gemäß Beschluß der Kultus­
ministerkonferenz vom 21. Juni 1979 in der Fas­
sungvom2. Februar 1990 (Beschlußsammlungder 
Kultusministerkonferenz Nr. 248.1) erworben 
wurden. 3Enthält das Abiturzeugnis keine Durch­
schnittsnote im Sinn von Satz 1, aber eine Punkt­
zahl der Gesamtqualifikation, wird von der Zen­
tralstelle nach Anlage 2 oder Anlage 3 der 
Vereinbarung über die Abiturprüfung der neuge­
stalteten gymnasialen Oberstufe in der Sekundar­
stufe II gemäß Beschluß der Kultusministerkonfe­
renz vom 13. Dezember 1973 in der Fassung vom 
19. Dezember 1988 (Beschlußsammlung der Kul­
tusministerkonferenz Nr. 192) die Durchschnitts­
note aus der Punktzahl der Gesamtqualifikation 
errechnet. 4Die Durchschnittsnote wird auf eine 
Stelle nach dem Komma errechnet; es wird nicht 
gerundet. 

2. IBei Reifezeugnissen auf der Grundlage der Ver­
einbarung über die gegenseitige Anerkennung der 
an Gymnasien erworbenen Zeugnisse der allge­
meinen Hochschulreife gemäß Beschluß der Kul­
tusministerkonferenz vom 20. März 1969 in der 
Fassung vom 13. Dezember 1973 (GMBI1974S. 99) 
wird die allgemeine Durchschnittsnote unter 
Berücksichtigung der Sätze 2 bis 10 aus dem arith­
metischen Mittel der Noten des Reifezeugnisses 
einschließlich der Noten für die im 11. und 12. 

Schuljahr abgeschlossenen Fächer gebildet. 
2Weist das Reifezeugnis eine Note für das Fach Ge­
meinschafts kunde aus, werden die Noten für die 
Fächer Geschichte, Erdkunde, Sozialkunde und 
Philosophie sowie für sonstige Fächer, die in dem 
Reifezeugnis als zu dem Fach Gemein schaftskun­
de gehörig ausgewiesen sind, nicht gewertet. 
3Weist das Reifezeugnis keine Note für das Fach 
Gemeinschaftskunde aus, ist diese aus dem arith­
metischen Mittel der Noten für die Fächer Ge­
schichte, Erdkunde, Sozialkunde und Philosophie 
oder für die Fächer, die in dem Reifezeugnis als zu 
dem Fach Gemeinschaftskunde gehörig ausgewie­
sen sind, zu bilden. 41st in dem Reifezeugnis eine 
Note für das Fach Geschichte mit Gemeinschafts­
kunde ausgewiesen, gilt diese Note als Note für das 
Fach Geschichte und als Note für das Fach Sozial­
kunde. 5Bei der Bildung der Note für das Fach Ge­
meinschaftskunde wird gerundet. 6Ist in dem Rei­
fezeugnis neben den Noten für die Fächer Biologie, 
Chemie und Physik eine Gesamtnote für den na­
turwissenschaftlichen Bereich ausgewiesen, 
bleibt diese bei der Errechnung der Durchschnitts­
note außer Betracht. 7Noten für die Fächer Religi­
onslehre, Ethik, Kunsterziehung, Musik und Sport 
bleiben außer Betracht, es sei denn, daß die Zulas­
sung zu einem entsprechenden Studiengang bean­
tragt wird. 8Noten für die Fächer Kunsterziehung, 
Musik und Sport werden gewertet, soweit sie 
Kernpflichtfächer waren. 9Noten für zusätzliche 
Unterrichtsveranstaltungen und für Arbeitsge­
meinschaften bleiben unberücksichtigt. lODie 
Durchschnittsnote wird auf eine Stelle nach dem 
Komma errechnet; es wird .nicht gerundet. llDie 
allgemeine Durchschnittsnote wird von der Schu­
le, die besonderen Durchschnittsnoten für be­
stimmte Studiengänge nach Satz 7 werden auf An­
trag von der Schule in dem Reifezeugnis oder einer 
besonderen Bescheinigung ausgewiesen. 12Für 
Reifezeugnisse, die vor dem 1. April 197 5 erworben 
wurden, ermittelt die Zentralstelle die Durch­
schnittsnoten, soweit sie nicht von der Schule aus­
gewiesen sind. 

3. IBei Reifezeugnissen auf der Grundlage der Ver­
einbarung über Abendgymnasien gemäß Beschluß 
der Kultusministerkonferenz vom 4. Oktober 1957 
in der Fassung vom 8. Oktober 1970 (GMBI S . 667) 
und der Vereinbarung über die Institute zur Erlan­
gung der Hochschulreife (Kollegs) gemäß Beschluß 
der Kultusministerkonferenz vom 8. Juli 1965 
(GMBI 1966 S. 196) wird die Durchschnittsnote 
aus dem arithmetischen Mittel der Noten des Rei­
fezeugnisses mit Ausnahme der Noten für die 
Fächer, die in dem Reifezeugnis oder einer beson­
deren Bescheinigung als vorzeitig abgeschlossen 
ausgewiesen sind, gebildet. 2Nummer 2 Sätze 2 
bis 7 und 10 finden Anwendung. 31st die Durch­
schnittsnote nicht von der Schule ausgewiesen, 
wird sie von der Zentralstelle nach den Sätzen 1 
und 2 errechnet. 
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4. IBei Zeugnissen auf der Grundlage der Vereinba­
rung über die befristete gegensei tige Anerkennung 
von Zeugnissen der fachgebundenen Hochschul­
reife an zur Zeit bestehenden Schulen, Schulfor­
men bzw. -typen gemäß Beschluß der Kultusmini­
sterkonferenz vom25. November 1976 (GMBlI977 
S . 76) und vom 16. Februar 1978 (Beschlußsamm­
lung der Kultusministerkonferenz Nr. 226.2 .1) fin­
den die Nummern 1 bis 3 entsprechende Anwen­
dung. 2Dabei ist bei der Bildung der Note für das 
Fach Gemeinschaftskunde nach Nummer 2 Satz 3 
eine im Zeugnis ausgewiesene Note für das Fach 
Wirtschaftsgeographie bzw. Geographie mit Wirt­
schaftsgeographie einzubeziehen. 3Das gleiche gilt 
für Zeugnisse auf der Grundlage der Sonderver­
einbarung über die gegenseitige Anerkennung der 
Zeugnisse von besonderen gymnasialen Schulfor­
men gemäß Beschluß der Kultusministerkonferenz 
vom 25. November 1976 (GMBlI977 S. 79) und auf 
der Grundlage der Vereinbarung über die gegen­
seitige Anerkennung der an Berufsoberschulen er­
worbenen Zeugnisse gemäß Beschluß der Kultus­
ministerkonferenz vom 25. November 1976 (GMBI 
1977 S. 79). 

5. IBei Hochschulzugangsberechtigungen, die auf 
dem Gebiet der Bundesrepublik Deutschland nach 
dem Stand bis zum 3. Oktober 1990 an einer in ei­
ne Hochschule übergeleiteten Bildungseinrich­
tung erworben wurden, ist eine Durchschnittsnote 
von der Hochschule in dem Zeugnis oder einer be­
sonderen Bescheinigung auszuweisen. 2Die 
Durchschnittsnote wird auf eine Stelle nach dem 
Komma errechnet; es wird nicht gerundet. 

6. Bei sonstigen Hochschulzugangsberechtigungen, 
die auf dem Gebiet der Bundesrepublik Deutsch­
land nach dem Stand bis zum 3. Oktober 1990 er­
worben wurden und eine Durchschnittsnote ent­
halten, die auf eine Stelle nach dem Komma 
bestimmt ist, wird diese von der Zentralstelle bei 
der Rang platzbestimmung zugrunde gelegt. 

7. Bei sonstigen Hochschulzugangsberechtigungen, 
die auf dem Gebiet der Bundesrepublik Deutsch­
land nach dem Stand bis zum 3. Oktober 1990 er­
worben wurden und nur Einzelnoten im Rahmen 
eines sechsstufigen Notensystems enthalten, wird 
von der Zentralstelle eine Durchschni ttsnote unter 
entsprechender Anwendung der Nummer 2 Sätze 
2 bis 7 und 10 aus dem arithmetischen Mittel der 
Noten gebildet; Noten für die gegebenenfalls im 
11. und 12. Schuljahr abgeschlossenen Fächer so­
wie Noten für zusätzliche Unterrichtsveranstal­
tungen und für Arbeitsgemeinschaften bleiben un­
berücksichtigt. 

8. IBei sonstigen Hochschulzugangsberechtigungen, 
die auf dem Gebiet der Bundesrepublik Deutsch­
land nach dem Stand bis zum 3. Oktober 1990 er­
worben wurden und weder eine Durchschnittsno­
te, die auf eine Stelle nach dem Komma bestimmt 
ist, noch Einzelnoten im Rahmen eines sechsstufi­
gen Notensystems enthalten, ist eine Durch­
schnittsnote durch eine besondere Bescheinigung 
nachzuweisen, die von der für die Abnahme der 
entsprechenden Prüfung zuständigen Stelle oder 
von der obersten Landesbehörde auszustellen ist, 
unter deren Aufsicht diese Prüfung durchgeführt 
worden ist. 2Bei der Bestimmung der Durch­
schnittsnote sind einzelne Prüfungsleistungen, die 

der Hochschulzugangsberechtigung zugrunde lie­
gen, zur Beurteilung heranzuziehen. 3Die Durch­
schnittsnote wird auf eine Stelle nach dem Komma 
bestimmt; es wird nicht gerundet. 

9. IBei Hochschulzugangsberechtigungen aus der 
ehemaligen Deutschen Demokratischen Republik, 
die nach dem Beschluß der Kultusministerkonfe­
renz vom 10. Mai 1990 (Beschlußsammlung der 
Kultustninisterkonferenz Nr. 908) zur Aufnahme 
eines Studiums in der Bundesrepublik Deutsch­
land berechtigen, wird die Durchschni ttsnote nach 
dem Beschluß der Kultusministerkonferenz vom 8. 
Juli 1987 in der Fassung vom 8. Oktober 1990 (Be­
schlußsammlung der Kultusministerkonferenz Nr. 
289.1) errechnet. 2Bei Hochschulzugangsberechti­
gungen aus den in Artikel 3 des Einigungsvertra­
ges genannten Ländern, die nach dem Beschluß der 
Kultusministerkonferenz vom 21. Februar 1992 in 
der Fassung vom 12. März 1993 (Beschlußsamm­
lung der Kultusministerkonferenz Nr. 234) zur 
Aufnahme eines Studiums in der Bundesrepublik 
Deutschland berechtigen, wird die Durchschnitts­
note nach dem Beschluß der Kultusministerkonfe­
renz vom 21. Februar 1992 in der Fassung vom 
9. Juni 1993 (Beschlußsammlung der Kultusmini­
sterkonferenz Nr. 235) errechnet. 3Die Durch­
schnittsnote wird jeweils von der für die Ausstel­
lung des Zeugnisses zuständigen Stelle errechnet. 
4Die Durchschnittsnote wird auf eine Stelle nach 
dem Komma errechnet; es wird nicht gerundet. 
5Die Zentralstelle legt die auf dem Zeugnis oder in 
einer besonderen Bescheinigung ausgewiesene 
Durchschnittsnote bei der Rangplatzbestimmung 
zugrunde. 

10. IBei Hochschulzugangsberechtigungen, die außer­
halb der Bundesrepublik Deutschland ~rworben 
wurden, ist eine Gesamtnote durch eine besondere 
Bescheinigung nachzuweisen, die von der für den 
Wohnsitz der Bewerberin oder des Bewerbers zu­
ständigen obersten Landesbehörde für das Schul­
wesen auszustellen ist; abweichende Zuständig­
keitsregelungen bleiben unberührt. 2Besteht kein 
Wohnsitz in der Bundesrepublik Deutschland, ist 
der Regierungspräsident in Düsseldorf zuständig. 
3Bei Staatsangehörigen eines Mitgliedstaates der 
Europäischen Gemeinschaften wird die Durch­
schnittsnote von der Zentralstelle berechnet; die 
Berechnung erfolgt auf der Grundlage des Be­
schlusses der Kultusministerkonferenz vom 
15.März 1991 in der Fassung vom 17. Juni 1994 
(Beschlußsammlung der Kultusministerkonferenz 
Nr. 289 .5). 4Bei der Bestimmung der Gesamtnote 
sind einzelne Prüfungsleistungen, die der Hoch­
schulzugangsberechtigung zugrunde liegen, und 
das Ergebnis einer ergänzenden Prüfung in der 
Bundesrepublik Deutschland gleichgewichtig zur 
Beurteilung heranzuziehen; die Vorschriften der 
vorstehenden Nummern sind sinngemäß zu berück 
sichtigen. 5Die Gesamtnote wird auf eine Stelle 
nach dem Komma bestimmt; es wird nicht gerun­
det. 

11 . IBei Hochschulzugangsberechtigungen, die bis ein 
schließlich 1986 aufgrund einer Abschlußprüfung 
unter dem Vorsitz einer oder eines Prüfungsbeauf­
tragten der Kultusministerkonferenz an deut­
schen Schulen im Ausland (ausgenommen die 
Schulen mit neugestalteter gymnasialer Oberstu­
fe) und an Privatschulen im deutschsprachigen 
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Ausland erworben wurden, ist die Durchschnitts­
note durch eine Bescheinigung der oder des Prü­
fungsbeauftragten nachzuweisen. 2Dasselbe gilt 
weiterhin für die Zeugnisse der deutschen Reife­
prüfungen, die am Lyzeum Alpinum in Zuoz und 
am Institut auf dem Rosenberg in St. Gallen er­
worben wurden. 3Die Durchschnittsnote wird auf 
eine Stelle nach dem Komma bestimmt; es wird 
nicht gerundet. 4Bei Hochschulzugangsberechti­
gungen, die ab 1987 aufgrund einer Abschlußprü­
fung unter dem Vorsitz einer oder eines Prüfungs­
beauftragten der Kultusministerkonferenz an 
deutschen Schulen im Ausland erworben wurden, 
wird die auf dem Zeugnis ausge wiesene, auf eine 
Stelle nach dem Komma bestimmte Durch­
schnittsnote von der Zentralstelle bei der Rang­
platzbestimmung zugrunde gelegt. 

12. IBei Hochschulzugangsberechtigungen, die an den 
deutsch-französischen Gymnasien ab dem Abi­
turtermin 1982 erworben werden, wird der in den 
Zeugnissen gemäß Artikel 30 des Abkommens 
zwischen der Bundesrepublik Deutschland und 
der Französischen Republik vom 10. Februar 1972 
(Beschlußsammlung der Kultusministerkonfe­
renz Nr. 90) ausgewiesene "allgemeine Noten­
durchschnitt" bei der Rangplatzbestimmung zu­
grunde gelegt. 2Für die Umrechnung des 
"allgemeinen Notendurchschnitts" wird der für 
die Europäischen Schulen geltende Umrech­
nungsschlüssel gemäß Beschluß der Kultusmini­
sterkonferenz vom 8.Dezember 1975 in der Fas­
sung vom 23 . April 1990 (Beschlußsammlung der 
Kultusministerkonferenz Nr. 289.2) angewendet. 
3Bei Absolventinnen und Absolventen der 
deutsch-französischen Gymnasien in Freiburg 
und Saarbrücken werden für das Abitur 1982 und 
1983 die bis 1981 geltenden Richtlinien angewen­
det, sofern durch die Neuregelung im Einzelfall ei­
ne Verschlechterung der Durchschnittsnote ein­
tritt. 4Die nach diesem Verfahren umgerechnete 
allgemeine Durchschnittsnote wird zusätzlich 
zum "allgemeinen Notendurchschnitt" im "Zeug­
nis über das Bestehen des deutsch-französischen 
Abiturs" ausgewiesen und durch den Stempelzu­
satz "Durchschnittsnote gemäß Staatsvertrag 
über die Vergabe von Studienplätzen" gekenn­
zeichnet. 
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Anla~e4 

Ermittlung der Meßzahl 
bei der Auswahl für ein Zweitstudium 

(zu § 20 Abs. 2 Satz 2) 

1. Die Meßzahl ist die Summe der Punktzahlen, die für 
das Ergebnis der Abschlußprüfung des Erststu­
diums und für den Grad der Bedeutung der Gründe 
für das Zweitstudium vergeben werden. 

2. Für das Ergebnis der Abschlußprüfung des Erststu­
diums werden folgende Punktzahlen vergeben: 

Noten "ausgezeichnet" und "sehr gut" 4 Punkte 

Noten "gut" und "voll befriedigend" 3 Punkte 

Note "befriedigend" 2 Punkte 

Note "ausreichend" 1 Punkt 

Ist die Note der Abschlußprüfung des Erststudiums 
nicht nachgewiesen, wird das Ergebnis der Ab­
schlußprüfung mit 1 Punkt bewertet. 

3. INach dem Grad der Bedeutung der Gründe für das 
Zweit studium werden folgende Punktzahlen verge­
ben: 

"Zwingende berufliche Gründe" 9 Punkte 

Zwingende berufliche Gründe liegen vor, wenn ein 
Beruf angestrebt wird, der nur aufgrund zweier ab­
geschlossener Studiengänge ausgeübt werden kann. 

"Wissenschaftliche Gründe" 7 bis 11 Punkte 

Wissenschaftliche Gründe liegen vor, wenn im Hin­
blick auf eine spätere Tätigkeit in Wissenschaft und 
Forschung auf der Grundlage der bisherigen wis-

senschaftlichen und praktischen Tätigkeit eine wei­
tere wissen schaftliche Qualifikation in einem ande­
ren Studiengang angestrebt wird. 

"Besondere berufliche Gründe" 7 Punkte 

Besondere berufliche Gründe liegen vor, wenn die 
berufliche Situation dadurch erheblich verbessert 
wird, daß der Abschluß des Zweitstudiums das Erst­
studium sinnvoll ergänzt. 

"Sonstige berufliche Gründe" 4 Punkte 

Sonstige berufliche Gründe liegen vor, wenn das 
Zweitstudium aufgrund der beruflichen Situation 
aus sonstigen Gründen zu befürworten ist. 

"Keiner der vorgenannten Gründe" 1 Punkt. 

2Liegen wissenschaftliche Gründe vor, ist die 
Punktzahl innerhalb des Rahmens von 7 bis 11 
Punkten davon abhängig, welches Gewicht die 
Gründe haben, welche Leistungen bisher erbracht 
worden sind und in welchem Maß die Gründe von 
allgemeinem Interesse sind. 

3Wird das Zweitstudium nach einer Familienphase 
zum Zwecke der Wiedereingliederung oder des N eu­
einstiegs in das Berufsleben angestrebt, kann dieser 
Umstand unabhängig von der Bewertung des Vor­
habens und seiner Zuordnung zu einer der vor­
genannten Fallgruppen durch Gewährung eines 
Zuschlags von bis zu 2 Punkten bei der Meßzahlbil­
dung berücksichtigt werden. 
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230-1-7-U 

Bekanntmachung 
über die Verbindlicherklärung 

der Sechsten Änderung 
des Regionalplans 

der Region München (14) 

Vom 7. November 1997 

Auf Grund des Art. 18 Abs. 7 in Verbindung mit 
Abs. 2 des Bayerischen Landesplanungsgesetzes -
BayLplG - (BayRS 230-1-U) · hat das Bayerische 
Staatsministerium für Landesentwicklung und Um­
weltfragen im Einvernehmen mit den übrigen Staats­
ministerien die Sechste Änderung des Regionalplans 
der Region München (Bekanntmachung über die Ver­
bindlicherklärung vom 20. Januar 1987, GVBI S . 27 , 
BayRS 230-1-7-U, und - zuletzt - der Fünften Ände­
rung, Teil 1, der Achten Änderung, Teil 1, und der Ne­
unten Änderung vom 17. Oktober 1997, GVBI S. 735) 
für verbindlich erklärt. 

Die Änderung betrifft die regionalen Grünzüge, Be­
reich Freilandstraße. 

Die Sechste Änderung des Regionalplans ist bei der 
Landeshauptstadt München und den Landratsämtern 
Dachau, Ebersberg, Erding, Freising, Fürstenfeld­
bruck, Landsberg a . Lech, München und Starnberg zur 
Einsichtnahme für jedermann ab 1. Dezember 1997 
ausgelegt. Die Auslegungszeiten richten sich nach den 
jeweils festgelegten Zeiten für den Parteiverkehr. 

Diese Änderung tritt am 1. Dezember 1997 in Kraft. 

München, den 7. November 1997 

Bayerisches Staatsministerium 
für Landesentwicklung und Umweltfragen 

Dr. Thomas Goppel, Staatsminister 

775 



Bayerisches Gesetz- und Verordnungsblatt Nr. 25/1997 

Bayerisches Gesetz- und Verordnungsblatt 
Max Schick GmbH, Druckerei und Verlag 
Karl-Schmid-Straße 13, 81829 München 
Postvertriebsstück - Gebühr bezahlt 

Herausgeber/Redaktion: Bayerische Staatskanzlei, Franz-Josef-Strauß-Ring 1, 80539 München 

Das Bayerische Gesetz- und Verordnungsblatt wird nach Bedarf ausgegeben, in der Regel zweimal im Monat. 
Die Herstellung erfolgt aus 100 % Altpapier. 
Herstellung und Vertrieb: Max Schick GmbH, Druckerei und Verlag, Karl-Schmid-Straße 13 , 81829 München, Tel. 089/429201/02, 
Telefax 089/428488, Bankverbindung: Bayerische Vereinsbank München, Kto.-Nr.: 38365444, BLZ 70020270 
Bezug: Das Bayerische Gesetz- und Verordnungsblatt wird im Namen und für Rechnung des Herausgebers von der Max Schick GmbH 
ausgeliefert. Bestellungen sind ausschließlich an die Max Schick GmbH zu richten. Ausgaben, die älter sind als 5 Jahre, sind im Einzel­
verkauf nicht erhältlich. Abbestellungen müssen bis spätestens 31. Oktober eines Jahres mit Wirkung vom Beginn des folgenden Kalen­
derjahres bei der Max Schick GmbH eingehen. Reklamationen wegen fehlerhafter oder nicht erhaltener Exemplare müssen spätestens 
1 Monat nach deren Erscheinungsdatum schriftlich oder per Telefax beim Verlag eingehen. Nach dieser Frist ist eine gebührenfreie 
Ersatzlieferung nicht mehr möglich. 
Bezugspreis für den laufenden Bezug jährlich DM 65,00 (unterliegt nicht der gesetzlichen Mehrwertsteuer) , für Einzelnummern bis 
8 Seiten DM 4,00, für weitere 4 angefangene Seiten DM 0,50, ab 48 Seiten Umfang für je weitere 8 angefangene Seiten DM 0,50 + Versand. 

ISSN 0005-7134 


